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Der Kommentar

Zeit für eine neue Relevante-Märkte- 
Empfehlung der Kommission? 

Die Relevante-Märkte-Empfehlung 
der EU-Kommission führt die relevan-
ten Produktmärkte auf, die in den 
Mitgliedstaaten für ex ante Regulie-
rung in Betracht kommen. Die Emp-
fehlung teilt den TK-Sektor gleichsam 
in einen regulierungsrelevanten Be-
reich und einen Bereich, in dem nur 
allgemeines oder sektorspezifisches 
Wettbewerbsrecht zur Anwendung 
kommt. Steht ein Markt in der Emp-
fehlung, hat ein nationaler Regulierer 
ihn zu analysieren und bei Vorliegen 
von Beträchtlicher Marktmacht ex an-
te Regulierungsmaßnahmen zu er-
greifen. Dies gibt der Empfehlung ihre 
herausragende Bedeutung.  

Die gegenwärtig angewendete, zwei-
te Auflage der Relevante-Märkte-
Empfehlung trat 2007 in Kraft und ist 
in die Jahre gekommen. Sie bedarf 
einer Überprüfung. Nach fast fünf 
Jahren stellt sich die Frage, ob die 
Empfehlung noch ein passendes Ab-
bild der Regulierungsbedürfnisse im 
Telekommunikationssektor darstellt. 
Es ist an der Zeit, dass die Kommis-
sion die Markt- und Wettbewerbsver-
hältnisse neu würdigt und die Emp-
fehlung überarbeitet. 

Blicken wir zurück:  
Die in 2007 vorgenommenen Ände-
rungen der Empfehlung wurden vor 
allem mit dem Ausbau konkurrieren-
der Infrastrukturen in den Kernnetzen 
und der darauf zurückzuführenden 
Wettbewerbsintensivierung begrün-
det. Die Endkundenmärkte für Ge-
sprächsverbindungen und Mietleitun-
gen wurden im Ergebnis aus der 

Empfehlung genommen, ebenso wie 
die Vorleistungsmärkte für Transit 
und für Fernsegmente von Mietleitun-
gen. Hinzu kamen die anders gela-
gerten Fälle im Rundfunkübertra-
gungs- und Mobilfunkbereich: Der 
Rundfunkübertragungsmarkt wurde 
aus der  Empfehlung u.a. wegen der 
Multiplizierung der digitalen Übertra-
gungsplattformen gestrichen. Der 
Markt für MVNO-Zugänge wurde aus 
der Empfehlung genommen, da er in 
der überwiegenden Zahl der Mitglied-
staaten als wettbewerblich angese-
hen wurde. Die Wettbewerbsproble-
me  im internationalen Roaming hat-
ten sich zwar kaum verändert, es er-
schien allerdings sinnvoller, sie auf di-
rektem Wege durch eine EU-
Verordnung anzugehen. Übrig blie-

ben in der revidierten Empfehlung ein 
Endkundenmarkt (Telefonanschluss/ 

s-
märkte (Zuführung in Festnetzen/ 

u-
el

 
zu Endsegmenten von Mietleitun-

 

Warum jetzt die Relevante-
Märkte-Empfehlung überprü-
fen?  
Kurz gesagt: Die jetzige Empfehlung 
trägt den neuen Marktrealitäten nicht 
ausreichend Rechnung. Diese sind: 
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die Migration zu IP-basierten Diens-
tebündeln auf der Endkundenebene, 
die Migration zu NGN- und NGA-
basierten Zugangs- und Interconnect-
produkten auf der Vorleistungsebene, 
die zunehmende Konkurrenz zwi-
schen Festnetz und Mobilfunk sowie 
das Aufkommen paneuropäischer 
Dienste. Davon werden die meisten 
der in der jetzigen Empfehlung gelis-
teten Märkte tangiert. 

Festnetztelefonie 
Die Wettbewerbsbedingungen im 
letzten, noch in der Empfehlung ver-
bliebenen Endkundenmarkt - dem Te-
lefonanschlussmarkt - haben sich 
stark verändert. Der klassische 
PSTN-Anschluss wird vielfach durch 
IP- und Mobilfunkanschlüsse ersetzt. 
Da wo der Festnetzanschluss noch 
eine Rolle spielt, wird er in Bündelan-
gebote integriert. Könnte der Tele-
fonanschlussmarkt aus der Relevan-
te-Märkte-Empfehlung gestrichen 
werden? 

Die Migration vom klassischen Tele-
fonanschluss zu IP- und Mobilfunkan-
schlüssen  hat auch Auswirkungen 
auf die Regulierungsbedürftigkeit der 
Zuführungsleistung. Diese war in der 
Vergangenheit - in Verbindung mit 
der Betreiberauswahl - das klassische 
regulatorische Vehikel, um Wettbe-
werb bei Gesprächsverbindungen zu 
schaffen. Dies war 2007 auch ein 
Grund, die Endkundenmärkte für Ge-
sprächsverbindungen aus der Rele-
vante-Märkte-Empfehlung zu strei-
chen. Eine wichtige Frage ist, inwie-
weit Zuführung und Betreiberauswahl 
auch für VOIP ihre Daseinsberechti-
gung behalten. Davon wird abhän-
gen, ob es auch in Zukunft noch ei-
nen Zuführungsmarkt in der Relevan-
te-Märkte-Empfehlung geben wird. 

Im Unterschied dazu bleibt es vorläu-
fig bei der Regulierungsbedürftigkeit 
der Terminierung auf individuellen 
Festnetzen. Im Zuge der Migration zu 
IP-NGNs ist der Markt für Terminie-
rung technologieneutral abzugrenzen 
und wird die Terminierung zu PSTN 
und IP-Anschlüssen eines Festnetz-
betreibers beinhalten.  

Schließlich lässt die durch die Termi-
nierungsempfehlung der Kommission 
forcierte Verringerung der Terminie-
rungsentgelte auf ein sehr niedriges 
Niveau die Möglichkeit näher rücken, 
dass einzelne Länder zu einem Bill & 
Keep System übergehen. Die Kom-
mission sollte in der neuen Empfeh-
lung eine Antwort darauf geben, wie 
sich die Regulierungsbedürftigkeit 
des Terminierungsmarktes als Folge 
von Bill & Keep verändern wird und 
ob dann der Terminierungsmarkt 

nicht mehr für ex ante Regulierung in 
Betracht kommen wird. 

Mobilfunktelefonie 
Der letzte in 2007 in der Relevante-
Märkte-Empfehlung verbliebene Mo-
bilfunkmarkt ist der Markt für Termi-
nierung von Mobilfunkgesprächen auf 
individuellen Mobilfunknetzen. Die 
Fragestellungen ähneln der für das 
Festnetz angeführten. Die Märkte für 
die Terminierung von Festnetz- und 
Mobilfunkgesprächen müssen des-
halb in enger Verbindung betrachtet 
werden. Die Möglichkeit des Über-
gangs zu Bill & Keep hätte ähnliche 
Auswirkungen auf die Regulierungs-
bedürftigkeit von Terminierungsmärk-
ten. 

Breitbandinternetzugang 
Die Definition der Vorleistungsmärkte, 
die für ex ante Regulierung in Frage 
kommen, hat entscheidende Auswir-
kungen auf die SMP-Bestimmung und 
die die daran anknüpfenden Zu-
gangsauflagen. Zwei Faktoren sind 
hier von Relevanz: Die Unterschei-
dung zwischen dem Markt für den 
Zugang zu physischer Netzinfrastruk-

r-
loren. Die in Großbritannien und Ös-
terreich eingeführte virtuelle Entbün-
delung, die auf einem bitstromähnli-
chen Produkt beruht, wird ver-
schiedentlich als Substitut zu physi-
scher Entbündelung betrachtet. Soll-
ten deswegen beide Produkte in ei-
nem einzigen Markt zusammenge-
führt und ggf. reguliert werden? 

Auf der anderen Seite gibt es Zweifel 
ob Zugangsprodukte auf unterschied-
lichen Ebenen in der vertikalen Wert-
schöpfungskette wirklich Substitute 
darstellen. Sind der entbündelte Zu-
gang am MPoP/HVt, der Zugang am 
Kabelverzweiger und (für den Fall von 
Glasfaseranschlüssen) der Zugang 
zur Inhaus-Verkabelung wirklich Teil 
desselben Vorleistungsmarktes für 
physische Netzinfrastruktur? Man 
kann auch fragen, ob regionaler und 
lokaler Bitstrom nicht eher separaten 
Bitstrommärkten zuzurechnen sind. 
Eine stärkere vertikale Schichtung der 
Vorleistungsmärkte hätte weitrei-
chende Auswirkungen auf die künfti-
ge Regulierung von NGA-Netzen. 

Bündelmärkte 
Zunehmend verlagert sich der Wett-
bewerb auf das Angebot von Bündel-
produkten. Vielfach wird argumentiert, 
dass dadurch zusätzliche Wettbe-
werbsprobleme auf der Endkun-
denebene entstünden. Wettbewerber 
fordern den Zugang zu allen relevan-
ten Vorleistungsprodukten, um Bün-

delprodukte jeglicher Art nachbilden 
zu können. Das wirft die Frage auf, 
ob und wie die Relevante-Märkte-
Empfehlung diesem Ansinnen Rech-
nung tragen sollte. Sind auf der End-
kundenebene neue relevante Märkte 
für Bündelprodukte entstanden, und - 
vorausgesetzt dass diese durch 
Wettbewerbsprobleme gekennzeich-
net sind - sollte alle Vorleistungs-
märkte für ex ante Regulierung defi-
niert werden? 

Pan-europäische Dienste 
Der Endkundenmarkt für die Bereit-
stellung von Konnektivität für multina-
tional tätige Unternehmen scheint 
paneuropäisch und nicht national zu 
sein. Die dort bestehenden Wettbe-
werbsprobleme sind in Vorbereitung 
der letzten Relevante-Märkte-
Empfehlung nicht analysiert worden. 
Die Kommission hätte in Vorbereitung 
der neuen Empfehlung jetzt Gele-
genheit dazu. Nationale Regulierer 
können dies nicht leisten, da ihre 
Marktkenntnis auf nationale Märkte 
beschränkt ist. Falls es Wettbewerbs-
probleme gibt, bedürfte es eines spe-
ziellen Vorleistungsproduktes: natio-
naler und/oder regionaler Bitstrom 
zum Zwecke der Erstellung von 
Konnektivitätsdiensten für multinatio-
nal tätige Geschäftskunden. Die ent-
sprechenden Vorleistungsprodukte 
würden allerdings auf nationalen Vor-
leistungsmärkten angeboten. Hier wä-
re zu prüfen, ob diese als gesonderte 
Vorleistungsmärkte für ex ante Regu-
lierung in Betracht kommen und von 
der Kommission in die neue Empfeh-
lung aufgenommen werden sollten.  

Abweichungen von der Emp-
fehlung 
Die Relevante-Märkte-Empfehlung 
der Kommission kann naturgemäß 
nur Märkte aufführen, die für ex ante 
Regulierung in der Mehrzahl der Mit-
gliedstaaten in Betracht kommen. Ei-
nige Länder bedürfen aber zweifellos 
zusätzlicher ex ante Regulierung, 
während für andere Länder die Emp-
fehlung zu weit gehen wird. Nationale 
Regulierer müssen deshalb von der 
Empfehlung abweichen können. Die 
Kommission sollte für die dritte Aufla-
ge der Empfehlung die für nationale 
Abweichungen anzuwendenden Kri-
terien weiter präzisieren. 

Alles in allem verspricht die Überar-
beitung der Relevante-Märkte-
Empfehlung eine interessante Dis-
kussion, geht es doch um die Grund-
satzentscheidung, welche Märkte für 
die künftige ex ante Regulierung in 
Betracht zu ziehen sind.  

Ulrich Stumpf 
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Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

Neue Trends und Verfahren 
bei Frequenzauktionen1 

Seit Mitte der 90-er Jahre werden 
Frequenzauktionen zur Vergabe von 
Frequenznutzungsrechten durchge-
führt. In Europa fand die erste Fre-
quenzauktion in Deutschland statt. 
Dies war die ERMES-Auktion im Jah-
re 1996. Andere Länder in Europa, 
unter anderen Dänemark, Großbri-
tannien, Österreich, die Niederlande 
Schweden, Schweiz sowie Spanien 
haben mittlerweile Frequenzen ver-
steigert. Die Regulierungsbehörde für 
Post und Telekommunikation (heute: 
Bundesnetzagentur) entschied sich 
bereits damals für eine elektronische 
Simultane Mehrrundenauktion über 
lokal vernetzte Computer. Die Regu-
lierungsbehörde folgte dabei in der 
Grundstruktur des Auktionsdesigns 
der Vorgehensweise der Federal 
Communications Commission in den 
Vereinigten Staaten von Amerika. 
Nach negativen Erfahrungen mit 
Beauty Contests und Lotterien hatte 
sie sich im Jahre 1994, der Beratung 
namhafter Spieltheoretiker folgend, 
für ein komplexes Auktionsverfahren 
entschieden, bei dem die Bieter in ei-
ner offenen Auktion in jeder Auktions-
runde für das von ihnen bevorzugte 
Frequenzportfolio gemäß spezifizier-
ter Auktionsregeln bieten können. 
Dieses Verfahren hat sich als weitge-
hend effektiv in der Anwendung er-
wiesen und kann wohl zwischenzeit-
lich als der in den zurückliegenden 15 
Jahren am häufigsten angewendete 
Versteigerungstyp zur Vergabe von 
Frequenznutzungsrechten bezeichnet 
werden.1 

In Deutschland wurde zur Frequenz-
vergabe bisher ausschließlich die 
traditionelle Simultan Mehrstufige 
Auktion (TSMA) als Vergabeverfah-
ren verwendet. Diese zeichnet sich 
dadurch aus, dass in jeder Auktions-
runde die Bieter für angebotene Fre-
quenzpakete bieten. Die Auktion 
dauert so lange bis für kein Fre-
quenzpaket mehr ein neues (valides) 
Gebote erfolgt. Die Höchstbieter er-
halten den Zuschlag für das jeweilige 
Frequenzpaket und zahlen den Preis, 
der dem Höchstgebot entspricht. Im 
Detail wurden jedoch spezifische 
Ausgestaltungen des Designs der je-
weiligen Vergabesituation angepasst. 
Hierbei wurden immer wieder innova-
tive Elemente (z.B. essentielle Min-
destmengen, abstrakte Frequenzblö-
cke, Rücknahme von Geboten etc.) in 
das Auktionsdesign integriert. Das 

Festhalten an dieser Grundform des 
Auktionsdesigns begründete sich aus 
Sicht der Bundesnetzagentur darin, 
dass der Wirkungsmechanismus des 
Designs sowie die tatsächlichen Er-
gebnisse mit den Zielsetzungen des 
Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
in Einklang stand und sich der 
BNetzA als ein bewährtes Verfahren 
darstellte. Von den in § 2 TKG spezi-
fizierten Zielen ist bei der Vergabe 
von Funkfrequenzen insbesondere 
von Relevanz, dass eine derartige 
hoheitliche Aufgabe   

 auf die Sicherstellung eines 
chancengleichen Wettbewerbs 
und die Förderung nachhaltig 
wettbewerbsorientierter Märkte 
der Telekommunikation im Be-
reich der Telekommunikations-
dienste und -netze sowie der zu-
gehörigen Einrichtungen und 
Dienste, auch in der Fläche ab-
zielen soll,  

 effiziente Infrastrukturinvestitio-
nen fördern und Innovationen un-
terstützen soll, 

 die Sicherstellung einer effizien-
ten und störungsfreien Nutzung 
von Frequenzen, auch unter Be-
rücksichtigung der Belange des 
Rundfunks, gewährleisten soll.   

In anderen Ländern kamen jüngst 
auch andere Auktionsverfahren zur 
Anwendung. Hervorgehoben seien 
an dieser Stelle die modifizierte si-
multan mehr-rundige Auktion mit im-
pliziten Wechselmöglichkeiten (ins-
besondere in den nordischen Län-
dern Europas angewendet)2 sowie 
kombinatorische Auktionen, in denen 
die Bieter nicht nur für einzelne an-
gebotene Frequenzpakete Gebote 
abgeben können, sondern auch ex-
plizit Gebote für ein Portfolio von 
Frequenzpaketen (siehe Tabelle 1). 
Eine gewisse Popularität erlangte in 
der letzten Zeit die kombinatorische 
Clock-Auktion. Allerdings ist auch die 
Traditionelle Simultan Mehrstufige 
Auktion - insbesondere bei der Ver-
steigerung von Frequenzen aus meh-
reren Lagen - weiterhin das bevor-
zugte Auktionsdesign in einer Reihe 
von europäischen Ländern (siehe 
beispielsweise Deutschland, Grie-
chenland, Italien, Portugal, Spanien). 

Primäre Trends in der Ent-
wicklung von Frequenzauk-
tionen 
Flexibilisierung und Liberalisierung 
der Frequenznutzungsrechte und die 
damit verbundenen Effekte auf die 
Versteigerung von Frequenzen: Im 
Jahre 2004 startete die Europäische 
Kommission die so genannte 
WAPECS (Wireless Access Policy for 
Electronic Communications Services) 
Initiative. WAPECS ist ein Rahmen, 
nach dem Frequenzbänder identifi-
ziert werden, in denen eine Reihe 
von elektronischen Kommunikations-
netzen und Diensten in einer techno-
logie- und diensteneutralen Weise 
genutzt werden können. Hierbei sol-
len Interferenzen jedoch soweit wie 
möglich vermieden werden. Letztend-
lich wird eine effektivere und effizien-
te Nutzung der Frequenzen ange-
strebt, wobei Wettbewerbsverzerrun-
gen vermieden werden sollen. Der 
Terminus WAPECS wurde als Begriff 
verwendet, der eine Abkehr von bis-
herigen engen Frequenznutzungsbe-
dingungen (z.B. ausschließlich für 
GSM-Technologien) zu liberaleren 
Nutzungsbedingungen signalisieren 
soll. In der Umsetzung der Flexibili-
sierung der Nutzungsbedingungen 
wurden mit der Zeit verschiedene 
Frequenzbänder für die gleiche Art 
der Nutzung zugänglich gemacht,  
wie beispielsweise in Deutschland die 
Frequenzbereiche 0,8 GHz, 0,9 GHz, 
1,8 GHz, 2,0 GHz und 2,6 GHz für 

Angebot von Telekommunikations-
 (In diesen Frequenzlagen 

sind somit GSM, UMTS, WiMAX oder 
LTE-Technologien nach dem Fre-
quenznutzungsplan zugelassen.) 
Frequenzen aus den verschiedenen 
Frequenzlagen wurden im Jahre 
2010 gemeinsam und nicht separat 
versteigert. Dieser Vorgehensweise 
folgten nunmehr auch andere euro-
päische Länder wie beispielsweise 
Italien, Portugal, die Schweiz und 
Spanien.  

Flexible Schnürung von Frequenzpa-
keten: In den ursprünglichen Fre-
quenzauktionen wurden Frequenzpa-
kete fest geschnürt. Dies implizierte, 
dass die Auktionsteilnehmer jeweils 
nur ein geschnürtes Frequenzpaket 
ersteigern durften, sofern die Fre-
quenzen national vergeben wurden. 
(Sofern Frequenznutzungsrechte re-
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gional vergeben wurden, hatten die 
Unternehmen i.a. das Recht, in jeder 
Region maximal ein geschnürtes 
Frequenzpaket zu ersteigern.) Auf 
diese Weise wurde die Marktstruktur 

 vorausgesetzt alle Frequenzen 
wurden letztendlich versteigert  voll-
ständig im Vorfeld der Vergabe be-
stimmt. Damit wurden andere mögli-
che Frequenzallokationen durch die 
Vorstrukturierung unterbunden, die 
ggf. eine effizientere Zuteilung der 
Frequenznutzungsrechte ermöglicht 
hätten. Aufgrund der Unsicherheit der 
nationalen Regulierungsbehörden mit 
Blick auf die optimale Marktstruktur, 
der komplexen Ausgangslage (Fre-
quenzen dienen einigen Unterneh-
men als Basis für den Markteintritt, 
andere benötigen diese lediglich als 
Komplementärfrequenzen) und der 
Verfügbarkeit von Frequenzen aus 
verschiedenen Frequenzlagen, er-
scheint in vielen Situationen eine 

e-
quenzblöcken, aus denen sich die 

Auktionsteilnehmer das gewünschte 
Frequenzportfolio flexibel zusam-
menstellen können, als weitaus an-
gemessener. Dieser Ansatz findet in 
Deutschland bereits seit mehr als 10 
Jahren Anwendung, insbesondere 
auch in der UMTS-Auktion im Jahre 
2000. Dem deutschen Beispiel fol-
gend wählten andere Länder wie UK, 
Niederlande, Schweden etc.  diesen 
Ansatz erst in den letzten Jahren. Ein 
derartiges Vorgehen verlangt jedoch, 
dass die Wettbewerbsproblematik, 
ebenso wie das Risiko der Fragmen-
tierung von Frequenznutzungsrech-
ten sowie das Exposure Problem an-
gemessen adressiert werden.  

Spektrums-Kappen: Im Rahmen der 
Versteigerung flexibler Frequenzport-
folios wurden den Auktionsteilneh-
mern meist Spektrums-Kappen aufer-
legt, insbesondere für Frequenzen 
unterhalb von 1 GHz aufgrund der 
hohen spektralen Effizienz. Eine 
Spektrums-Kappe impliziert, dass ein 

Unternehmen in (einem) bestimmten 
Frequenzbereich(en) nur bis zu einer 
maximal vorgegebenen Menge (z.B. 
2x20 MHz) Frequenznutzungsrechte 
ersteigern darf. Auf diese Weise wird 
gewährleistet, dass die Frequenznut-
zungsrechte in einem bestimmten 
Umfang an unterschiedliche Fre-
quenznutzer zugeteilt werden. Damit 
wird eine ansonsten mögliche zu ho-
he Konzentration der Frequenznut-
zungsrechte verhindert. Sofern die 
Spektrums-Kappen sehr eng gesetzt 
werden, kann dadurch jedoch der 
Biet-Wettbewerb bei der Frequenz-
versteigerung weitgehend unterbun-
den werden. Im Zusammenhang mit 
der Versteigerung von 2,6 GHz Fre-
quenzen im Jahre 2010 in den Nie-
derlanden wurden zu enge Spekt-
rums-Kappen, insbesondere für die 
etablierten Mobilfunknetzbetreiber, 
als ursächlich für geringe Auktionser-
löse in der Presse angeführt.  

Abstrakte, homogene Frequenzblö-
cke: Bei der Versteigerung flexibler 
Frequenzportfolios steigt das Risiko 
der Zuteilung fragmentierter Fre-
quenzblöcke, sofern die Frequenz-
blöcke spezifisch, d.h. mit Konkreti-
sierung der Frequenzlagen der je-
weils versteigerten Frequenzblöcke, 
versteigert werden. Um dieses Risiko 
zu vermeiden, und gleichzeitig, um 
das Auktionsdesign für die Auktions-
teilnehmer zu vereinfachen, werden 
zunehmend die Frequenzpakete, so-
weit diese (nahezu) homogen sind, 
zunächst abstrakt versteigert. Dies 
bedeutet, dass die Auktionsteilneh-
mer zunächst für ein Frequenznut-
zungsrecht in einem bestimmten Um-
fang in einem bestimmen Frequenz-
bereich bieten, die konkrete spezifi-
sche Lage aber erst im Anschluss 
bestimmt wird. Diese Vorgehenswei-
se wurde nach unserer Information 
ebenfalls erstmals in Deutschland bei 
der DCS-1800 Auktion und dann in 
der UMTS-Auktion im Jahre 2000 
gewählt. Bei der anschließenden Zu-
teilung, ggf. auch einer Zuteilungs-
auktion, werden dann die Rahmen-
bedingungen derart gesetzt, dass die 
erfolgreichen Bieter nur zusammen-
hängende Frequenzblöcke erhalten.  

Transparenz der Gebote: Zu Beginn 
der Nutzung der TSMA wurde dem 
Gebot der Transparenz eine hohe 
Bedeutung beigemessen. Bei Vorlie-

davon aus, dass auf diese Weise 
Auktionsteilnehmer Wertberichtigun-
gen vornehmen könnten. Das soge-

so möglichst gering gehalten werden. 
Einhergehend mit der Versteigerung 
flexibler Frequenzportfolios erfolgte 
hier zunehmend ein Sinneswandel. 
Es wurden nicht mehr sämtliche (ak-

Tabelle 1: Frequenzauktionen in Europa (2010 - 2011) 

Auktion Jahr Format 
Geschnürte oder 

flexible 
Frequenzpakete 

Niederlande  
2,5 GHz 2010 Kombinatorische 

Clock-Auktion flexibel 

Deutschland  
0,8 GHz/1,8 GHz/ 
2,0 GHz/2,6 GHz 

2010 TSMA flexibel 

Dänemark  
2,6 GHz 2010 Kombinatorische 

Clock-Auktion flexibel 

Österreich  
2,6 GHz 2010 Kombinatorische 

Clock-Auktion flexibel 

Schweiz  
0,8 GHz/0,9 GHz/ 
1,8 GHz/2,0 GHz/ 
2,6 GHz 

2012 Kombinatorische 
Clock-Auktion flexibel 

Schweden  
800 MHz   2011 

Simultan mehrstufige 
Auktion mit impliziten 
Wechselmöglichkeiten 

flexibel 

Spanien  
0,8 GHz/0,9 GHz/ 
2,6 GHz 

2011 TSMA flexibel 

Italien 
800 MHz/900 MHz/ 
1,8 GHz/2,6 GHz 

2011 TSMA flexibel 

Portugal 
450 MHz/800 MHz, 
900 MHz/1,8 GHz/ 
2,1 GHz/2,6 GHz 

2011 TSMA flexibel 

Griechenland 
900 MHz/1,8 GHz 2011 TSMA flexibel 

Frankreich 
800 MHz 2011 

einrundige 
kombinatorische Aktion 
Pay-as-you-bid Auktion 

flexibel 

Frankreich 
 2,6 GHz 2011 

einrundige 
kombinatorische Aktion 
Pay-as-you-bid Auktion 

flexibel 

Quelle: DotEcon/WIK-Consult 
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tive) Gebote an alle Beteiligten kom-
muniziert sondern in TSMA nur noch 
die aktuellen Höchstpreise oder in 
Clock-Auktionen die jeweilige aggre-
gierte Nachfrage aller Bieter für Fre-
quenzblöcke einer Frequenzkatego-
rie. Auf diese Weise sollte ein Bieten, 
welches auf die Verdrängung von 
Wettbewerbern ausgerichtet ist, 
ebenso wie signalisierendes Bieten 
unterbunden werden. Im Rahmen der 
Versteigerung von 2,6 GHz Frequen-
zen wurde in Norwegen, Schweden, 
Finnland, Dänemark und den Nieder-
landen lediglich die aggregierte 
Nachfrage (anonym) in jeder Aukti-
onsrunde mitgeteilt. In Dänemark, 
Finnland und Schweden wurde die 
Identität der Bieter im Vorfeld bzw. 
auch während der Auktion nicht mit-
geteilt.   

Die in Deutschland durchgeführten 
Frequenzauktionen stellen hier eine 
Ausnahme dar. In den letzten Auktio-
nen wurden im Rahmen der TSMA 
sämtliche aktiven Gebote (neue vali-
de Gebote und geltende Höchstgebo-
te) den anderen Auktionsteilnehmer 
in jeder Auktionsrunde mitgeteilt. Die 
damit einhergehende stabile Allokati-
on der Frequenznutzungsrechte als 
Ergebnis der Auktion mit einer weit-
gehend kompetitiven Streuung der 
Frequenznutzungsrechte wurde ge-
meinhin als positiv bewertet.   

Vor-Ort Versteigerung versus Ver-
steigerung von entferntem Ort: Die 
Länder in denen Auktionen bei mehr-
rundigen offenen Auktionen vor Ort 
durchgeführt werden, stellen die 
Ausnahme dar. Deutschland und 
Griechenland sind hierfür ein Bei-
spiel. Die Versteigerung erfolgt dabei 
über lokal vernetzte Computer, wobei 
autorisierte Personen der Bieter vor 
Ort die Gebote eingeben müssen. 
Letztere haben jedoch - in Deutsch-
land - die Möglichkeit, über geschal-
tete Leitungen und elektronisch ein-
gerichtete Verbindungen für Daten-
verkehr den Kontakt zur Firmenzen-
trale aufzunehmen, um auf diese 
Weise eine Auktionsanalyse vorzu-
nehmen, Strategien für das Bietver-
halten zu entwickeln und die Gebote 
festzulegen. Gemeinhin finden die 
Versteigerungen jedoch nunmehr 
meist (ausschließlich) von entfernten 
Orten statt. Hierbei werden die Run-
denergebnisse elektronisch an die 
Bieter übermittelt, und diese geben 
auch elektronisch ihre Gebote ab. 
Meist wird eine Rückfallposition noch 
über eine FAX-Verbindung generiert. 
Die Möglichkeit einer unmittelbaren 
persönliche Kommunikation wird im 
allgemeinen über zuvor bestimmte 
(telefonische) Leitungen generiert.  

Mindestgebote: Die Mindestgebote 
wurden in den vor 2011 in Europa 
durchgeführten LTE-Frequenzauk-
tionen (2,6 GHz Frequenzen) relativ 
niedrig angesetzt. Ursächlich dafür 
mag auch die Erfahrung mit den 
UMTS-Auktionen sein. Hierbei spielte 
sicherlich eine Rolle, dass von Seiten 
der Regulierungsbehörden nicht der 
Eindruck erweckt werden sollte, dass 
das Hauptziel eine Auktionserlösma-
ximierung sei. Geringe Mindestgebo-
te können jedoch im Fall von Mehr-
rundenauktionen auch einen erheb-
lich längeren Verlauf einer Auktion 
bedingen. Dies erhöht den Aufwand, 
der mit der Versteigerung verbunden 
ist, nicht unerheblich. Demgegenüber 
wurden die Mindestgebote in anste-
henden Frequenzauktionen in Frank-
reich, Italien und Portugal insbeson-
dere bei der Versteigerung der Digita-
len Dividende (in Verbindung mit 
Frequenzen aus anderen Frequenz-
lagen) möglicherweise aufgrund der 
Ergebnisse in der deutschen Verstei-
gerung vergleichsweise hoch ange-
setzt.  

Trends bei der Wahl des Auktions-
typs: Anfangs wurden einfache Aukti-
onstypen verwendet: eine Vickrey-
Auktion zur Versteigerung einer Li-
zenz in Neuseeland, sequentielle 
Versteigerungen von Frequenzblö-
cken und diese dann jeweils als Eng-
lische Auktion oder ein-rundige 
Höchstpreisauktionen. Danach wurde 
von Spieltheoretikern die Traditionelle 
Simultan-Mehrstufige Auktion entwi-
ckelt. In der Folge wurde diese durch 
weitergehende Wechselmöglichkei-
ten ohne Zahlungsverpflichtungen im 
Fall der Rücknahme von Geboten 
modifiziert. Inzwischen findet häufig 
die von Ofcom/DotEcon entwickelte 
kombinatorische Clock-Auktion An-
wendung. 

Spectrum-Floors bzw. Vorabzuteilung 
von essentiellen Mindestmengen: Zur 
Sicherstellung, dass eine hinreichen-
de Anzahl an Mobilfunkunternehmen 
über eine hinreichende Anzahl von 
Frequenzen verfügt, wurden zwei 
neue Konzepte eingeführt. In Groß-
britannien intendiert man im Rahmen 
einer kombinatorischen Clock-
Auktion Spectrum-Floors zu setzen. 
Bei der Bestimmung der Gewinner-
allokationen werden dann nur solche 
Frequenzzuteilungen in der Auswer-
tung mitberücksichtigt, bei denen ei-
ne Mindestanzahl an Unternehmen 
über mindestens eines der im Vorfeld 
festgelegten Frequenzportfolios ver-
fügt. In der Frequenzauktion in Grie-
chenland (Vergabe von 900 MHz und 
1800 MHz Frequenzen) haben die 
Betreiber in einer ersten Phase die 
Möglichkeit, eine festgelegte Menge 
an 900 MHz Frequenzen zu einem 

festgesetzten Preis zu erwerben.3 
Damit soll sichergestellt werden, dass 
der bestehende GSM-Dienst weiter-
hin von allen etablierten Mobilfunk-
netzbetreibern in Griechenland be-
reitgestellt wird. 

Kombinatorische Clock-
Auktion  
Die kombinatorischen Clock-Auktion 
(CCA - Combinatorial Clock Auction) 
wurde von DotEcon und Ofcom ent-
wickelt und fand erstmals bei der 
Versteigerung von Frequenzen im 
Bereich 10-40 GHz und im L-Band 
(1452-1492 MHz) in Großbritannien 
Anwendung. 

Die kombinatorische Auktion besteht 
zunächst aus zwei Phasen: 

 Der Clock-Phase, die grundsätz-
lich aus mehreren Biet-Runden 
besteht.  

 Einer zusätzlichen Biet-Runde, in 
der die Auktionsteilnehmer die 
Möglichkeit haben, für alle mögli-
chen Frequenzportfolios erneut 
oder erstmals Gebote abzugeben. 

Zur Vereinfachung werden Fre-
quenzpakete soweit wie möglich in 
Frequenzkategorien als abstrakte 
Frequenzblöcke versteigert. In der 
Clock-Phase wird in jeder Auktions-
runde ein Preis für die Frequenzpa-
kete einer jeden Frequenzkategorie 
genannt. Die Bieter müssen dann ih-
re Nachfrage in jeder Frequenzkate-
gorie elektronisch übermitteln. Be-
steht eine Übernachfrage wird der 
Preis in der Frequenzkategorie in der 
nächsten Runde erhöht, andernfalls 
bleibt er unverändert. Die Clock-
Phase endet, sofern in keiner Fre-
quenzkategorie die Nachfrage das 
Angebot übersteigt. 

Damit werden in der Zuordnungsauk-
tion Frequenznutzungsrechte in ei-
nem bestimmten Bereich in einem 
bestimmten Umfang erworben, die 
jedoch noch nicht die konkrete Lage 
im Detail bestimmen. Im Anschluss 
an die Zuordnungsauktion bedarf es 
somit der konkreten Zuteilung der 
abstrakten Frequenzblöcke. Dies er-
folgt gemeinhin über eine weitere so-
genannte Zuteilungsauktion. Die 
möglichen Zuteilungen werden je-
doch im Allgemeinen derart be-
schränkt, dass zusammenliegende 
Frequenzen der Nutzer in den jewei-
ligen Frequenzlagen gewährleistet 
sind. 

Um für die Auktionsteilnehmer einen 
Anreiz zu schaffen, wahrheitsgetreu 
zu bieten, unterliegen die Zusatzge-
bote Beschränkungen, die durch das 
Bietverhalten in der Clockphase be-
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eine Opportunitätskostenpreisregel 
verwendet, nach der die Bieter nicht 
den gebotenen Preis für ein Fre-
quenzportfolio, sondern einen Preis 
zu zahlen haben, der mit spieltheore-

Dale und Crampton (2009)4. Die Zu-
ordnung der Frequenznutzungsrechte 
erfolgt derart, dass die Summe der 
Wertigkeiten, welche in den Geboten 
Ausdruck finden, maximiert sind.  

Kombinatorische Clock-
Auktion versus Traditionell 
Simultan Mehrstufige 
Auktion  
Ob nun eine kombinatorische Auktion 
zu einer effizienteren Frequenzzutei-
lung führt als eine TSMA ist grund-
sätzlich nur in einer konkreten Situa-
tion beantwortbar und darüber hinaus 
von einer Reihe von Faktoren, insbe-
sondere von der Wertigkeit der Fre-
quenzen aus Sicht der jeweiligen 
Auktionsteilnehmer, abhängig. Auch 
die Ergebnisse der Vergabe der 2,6 
GHz Frequenzen in europäischen 
Ländern, bei denen beide Formate 
zur Anwendung kamen, geben dar-

über keinen finalen Aufschluss. Ge-
nerell spricht für eine kombinatori-
sche Clock-Auktion beispielsweise, 
dass die Bieter lediglich für ge-
wünschte Frequenzportfolios bieten 
müssen und nur für solche Fre-
quenzportfolios einen Zuschlag erhal-
ten, für die sie Gebote abgaben. Da-
mit wird das sogenannte Aggregati-
onsrisiko vollständig vermieden. Hin-
gegen sind kombinatorische Auktio-
nen in Verbindung mit Opportunitäts-
kostenpreisen gemeinhin schwerer 
kommunizierbar, insbesondere bei 
den Entscheidungsträgern der Unter-
nehmen, die als Bieter in der Auktion 
teilnehmen. Zudem ist fraglich, ob in 
realen Situationen die Teilnehmer 
tatsächlich ein Bietverhalten an den 
Tag legen, wie es die spieltheoreti-
sche Analysen suggerieren. (Hierbei 
ist hervorzuheben, dass auch die an-
gemessene Preisregel der kombina-
torischen Clock-Auktion noch wis-
senschaftlich in der Diskussion ist.)5 
Einen experimentellen Vergleich der 
beiden Auktionsformate haben erst-
mals Bichler et al. (2011)6 jüngst an 
der TU München vorgenommen. Im 
Ergebnis dieses Experiments zeigte 
sich, dass die TSMA eine effizientere 

Frequenzzuteilung und höhere Aukti-
onserlöse als die kombinatorische 
Clock-Auktion bewirkte. 

Lorenz Nett, Ulrich Stumpf 

                                                           
1 Eine weitergehende Darstellung der The-

matik findet der Leser im WIK-Diskussions-
beitrag Nr. 360: Neue Verfahren für Fre-
quenzauktionen: Konzeptionelle Ansätze 
und internationale Erfahrungen, der über 
die www.wik.org bestellt werden kann.  

2  Hierbei ist ein Wechsel der Gebote ohne 
Strafzahlungen möglich, allerdings können 
Gebote aus vorangegangenen Auktions-
runden, die vorübergehend nicht Höchstge-
bote waren, reaktiviert werden.   

3  Der Floor würde entfallen, wenn sich mehr 
als vier Unternehmen an der Versteigerung 
beteiligen sollten. 

4  Day, R.W. und Cramton, P. (2009): Quad-
ratic Core-Selecting Payment Rules for 
Combinatorial Auctions;  
http://www.cramton.umd.edu/papers2005-
2009/day-cramton-core-payments-for-
combinatorial-auctions.pdf. 

5  Erdil, A. und Klemperer, P. (2009): A new 
payment rule for core-selecting package 
auctions, 
http://www.nuff.ox.ac.uk/users/klemperer/cs
pa-23-9-2009.pdf 

6  Bichler, M.; Shabalin, P. und Wolf, J. (2011): 
Efficiency, auctioneer revenue, and bidding 
behavior in the combinatorial clock auction, 
Decision Sciences & Systems, TU Mün-
chen, München. 

WIK unterstützt die griechische Regulierungs-
behörde in der Neuvergabe von 900 und 1800 MHz 

Frequenzen 
- Frequenzauktion generiert 380 Mio. Euro - 

Als erstes Land in Europa hat Grie-
chenland alle 900 MHZ Frequenzen 
und einen überwiegenden Teil der 
1800 MHz Frequenzen neu verstei-
gert. Gleichzeitig wurden diese Fre-
quenzen flexibilisiert, d.h. sie können 
künftig neben GSM auch für UMTS 
und LTE genutzt werden. Alle ange-
botenen Frequenzen wurden von den 
drei etablierten Mobilfunkbetreibern 
Cosmote, Vodafone und Wind erwor-
ben. Die Versteigerung generierte ei-
nen Erlös von 380 Mio. Euro, der 
dem griechischen Staatshaushalt zu 
Gute kommt. Die WIK-Consult hat 
die griechische Regulierungsbehörde 
bei der Festlegung des Vergabean-
satzes sowie der Mindestpreise in-
tensiv beraten.  

Angebotene Frequenzen 
Im 900 MHz Band wurde die Ge-
samtheit der Frequenzen zur Neu-
vergabe angeboten (insgesamt 2x35 
MHz).  Unter den 900 MHz Frequen-
zen befanden sich 2x20 MHz, die 
bisher  Vodafone und Wind zugeteilt 

waren und im Jahr 2012 auslaufen. 
Weitere 2x10 MHz stellten Frequen-
zen dar, die Vodafone noch bis 2016 
und Cosmote bis 2017 zugeteilt sind, 
aber schon jetzt für die Zeit danach 
neu angeboten wurden. Weitere 2x5 
MHz wurden bisher vom Verteidi-
gungsministerium genutzt und konn-
ten nunmehr für Mobilfunkanwen-
dungen zur Verfügung gestellt wer-
den.  

Hinzu kamen 2x20 MHz an bisher 
nicht vergebenen 1800 MHz Fre-

quenzen.1   

Alle angebotenen Frequenzen wur-
den flexibilisiert, so dass sie künftig 
neben GSM auch für UMTS und/oder 
LTE genutzt werden können. 

Ein innovatives Element des gewähl-
ten Vergabeansatzes betand darin, 
auch die erst in einigen Jahren aus-
laufenden 900 MHz Frequenzen 
schon jetzt wieder anzubieten. Alle 
angebotenen Frequenzen wurden, 
unabhängig vom Zeitpunkt der 
Neuzuteilung, mit  einer Laufzeit bis 

Tabelle 1: Angebotene Frequenzen 

Frequenzband Frequenzumfang Lizenzdauer 

900 MHz 2x25 MHz 2012 - 2027 

900 MHZ 2x5 MHz 2016 - 2027 

900 MHz 2x5 MHz 2017 - 2027 

1800 MHz 2x20 MHz 2012 - 2027 
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zum Jahr 2027 versehen. Dieser An-
satz hat den großen Vorteil, dass die 
Frequenzverteilung nachhaltiger an 
Wettbewerbs- und Effizienzgesichts-
punkten orientiert werden kann. Dar-
über hinaus erhalten die Unterneh-
men bezüglich der gesamten 900 
MHz Frequenzen langfristige Pla-
nungssicherheit (vgl. Tabelle 1).  

Die 900 MHz Frequenzen wurden in 
Paketen von 2x2,5 MHz angeboten, 
die 1800 MHz Frequenzen in 2x5 
MHz Paketen. Alle Nutzungsrechte 
gelten einheitlich bis zum Jahr 2027.  

Tabelle 2 zeigt die Mindestpreise für 
die angebotenen Frequenzen bei ei-
ner Laufzeit von 15 Jahren. Bei kür-
zerer Laufzeit für 900 MHz Frequen-
zen verringern sich die Mindestpreise 
proportional. 

Umgerechnet waren mindestens 41 
-cents pro MHz pro Einwohner für 

900 MHz Frequenzen zu zahlen. Der 
Mindestpreis für 1800 MHz Frequen-

-cents pro MHz pro 
Einwohner bei etwas weniger als der 
Hälfte des 900er Niveaus. 

Ziele 
Der gewählte Ansatz hatte einer Rei-
he von Zielen Rechnung zu tragen. 
Erstens war zu gewährleisten, dass 
die bisherige Marktstruktur erhalten 
bleibt und nicht einer der Mobilfunk-
betreiber aus dem Markt gedrängt 
wird. Ein solches Risiko bestand in-
sofern, als dass alle 900 MHz Fre-
quenzen des kleinsten Mobilfunkan-
bieters in 2012 auslaufen. Wäre die-
ser Anbieter in der Versteigerung 
nicht zum Zuge gekommen, wären 
ihm erhebliche Kosten aus der Migra-
tion seiner 2G Dienste in den 1800 
MHz Frequenzbereich entstanden, 
was seine finanzielle Leistungsfähig-
keit vermutlich überstiegen hätte. Die 
Kontinuität seiner 2G Dienste wäre in 
Frage gestellt worden und die Mög-
lichkeit, sein UMTS-Netz auf 900 
MHz Frequenzen auszuweiten, wäre 
ihm verbaut gewesen. Um sowohl die 
Kontinuität der 2G Dienste als auch 
die Entwicklungsmöglichkeiten von 
3G Diensten im 900 MHz Band si-
cherzustellen, erschienen 2x7,5 MHz 
als erforderliche Mindestmenge. 

Zweitens hatte der Vergabeansatz 
eine effiziente Zuteilung der Fre-
quenzen sicherzustellen. Eine solche 
wäre gefährdet gewesen, wenn die 
beiden führenden Mobilfunkbetreiber 
durch ihr Bietverhalten die Markstruk-
tur hätten negativ beeinflussen und 
spätere Duopolrenten in ihr Bietkalkül 
einbeziehen können.  

Drittens musste die Vergabe in einem 
offenen, transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Verfahren erfolgen. 
Dies implizierte, dass alle Bieter, ein-
schließlich etwaiger Neueinsteiger, 
gleich behandelt werden mussten. 

Vergabeverfahren 
Um den genannten Zielen Rechnung 
zu tragen, wurde ein zweistufiges 
Vergabeverfahren gewählt. 

In einer ersten Phase wurden allen 
Bietern 2x7,5 MHz an 900 MHz Fre-
quenzen zu einem Preis von 23,3 Mio 
pro 2x2,5 MHz Paket angeboten. 

e-
dem etablierten Mobilfunkbetreiber 
erlauben, die Kontinuität seiner 2G 
Dienste im 900 MHz  Band sicherzu-
stellen und gleichzeitig dieses Band 

von 2x7,5 MHz fand Anwendung für 
den Fall von drei Bietern. Bei vier 
Bietern wäre er auf 2x5 MHz verrin-
gert worden. Da nur die drei etablier-
ten Mobilfunkbetreiber an dem 

Vergabeverfahren teilnahmen, wur-
den in der ersten Phase insgesamt 
2x22,5 MHz an 900 MHz Spektrum 
angeboten. Wichtig ist hier, dass das 
Cosmote und Vodafone angebotene 

MHz an Frequenzen enthielt, deren 
Nutzungsrechte noch bis 2017  bzw. 
2016 bei den Unternehmen liegen.  

In einer zweiten Phase wurden die 
verbleibenden 900 MHz Frequenzen 
(insgesamt 2x12,5 MHz) sowie die  
hinzukommenden 1800 MHz  Fre-
quenzen (insgesamt 2x20 MHz) in 
einem simultan-mehrstufigen Verfah-
ren versteigert. Der Mindestpreis für 
ein Paket an 2x2,5 MHz im 900 Be-
reich entsprach dem Preis für die 

 

Ergebnis 
Am Vergabeverfahren nahmen die 
drei etablierten Mobilfunkbetreiber 
Cosmote, Vodafone und Wind teil. 
Wind und Vodafone erwarben in ei-
nem Umfang 900 MHz Frequenzen, 

die ihren bisherigen Nutzungsrechten 
entsprechen (Vodafone 2x15 MHz, 
Wind 2x10 MHz). Cosmote erhöhte 
seine Nutzungsrechte um 2x5 MHz 
auf 2x10 MHz. Dieser Zuwachs resul-
tierte aus den Frequenzen, die vom 
Verteidigungsministerium zur Verfü-
gung gestellt wurden. Die zusätzlich 
angebotenen 1800 MHz Frequenzen 
gingen zu gleichen Teilen an Cosmo-
te und Vodafone (vgl. Tabelle 3). 

Die in der Versteigerung erzielten 
Preise lagen knapp über den festge-
legten Mindestpreisen.  

Die Frequenzvergabe erzielte einen 
Gesamterlös 
wovon der größte Anteil auf Vodafo-
ne entfiel (Tabelle 4).  

Tabelle 2: Mindestpreise 

Frequenzband Paket Mindestpreis 

900 MHz 2x2,5 MHz  

1800 MHZ 2x5 MHz  

 

Tabelle 3: Zugeteilte Frequenzen 

 Cosmote Vodafone Wind 

900 MHz - erste Phase 2x7,5 MHz 2x7,5 MHz 2x7,5 MHz 

900 MHz  zweite Phase 2x2,5 MHz 2x7,5 MHz 2x2,5 MHz 

1800 MHz  zweite Phase 2x10 MHz 2x10 MHZ --- 

 

Tabelle 4: Versteigerungserlös 

Cosmote Vodafone Wind Gesamt 

  93,2  380,5  
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Fazit 
Der in Griechenland gewählte Verga-
beansatz hat sich unter den dortigen 
Bedingungen eindeutig bewährt. Eine 
Reihe innovativer Merkmale erschei-
nen auch für andere Länder von Inte-

e-
rung von Frequenzen mit unter-
schiedlicher Fristigkeit, aber gleichem 

Endzeitpunkt der Laufzeit). Alle Ziele 
wurden erfüllt, namentlich die Siche-
rung des Wettbewerbs sowie einer 
effizienten und diskriminierungsfreien 
Frequenzzuteilung. Als willkommener 
zusätzlicher Effekt ergab sich zudem 
ein nicht unerheblicher Beitrag zur 
Sanierung des griechischen Staats-
haushalts. 

Ulrich Stumpf 

                                                           
1 Die drei Mobilfunkbetreiber verfügen au-

ßerdem noch über Spektrum im 1800 MHz 
und 2.1 GHz Bereich. Frequenzen im 800 
MHz und 2,1 GHz Bereich wurden bisher 
nicht vergeben. 

Wettbewerb und Universaldienst im Briefmarkt  
Empirische Befunde 

Post-Incumbents in ganz Europa ste-
hen derzeit zwei großen Herausforde-
rungen gegenüber: 1. Elektronische 
Substitution und rückläufige Sen-
dungsmengen sowie 2. Zunehmen-
der Wettbewerb durch private Post-
betreiber. 

Großbritannien 
Großbritannien unterscheidet sich 
hierbei von anderen europäischen 
Postmärkten. Seit der vollständigen 
Marktöffnung im Jahr 2006 hat sich 
dort der Wettbewerb im Bereich des 
Netzzugangs stark entwickelt, wäh-
rend ein Marktzutritt von End-to-End-
Wettbewerbern bisher nahezu gar 
nicht stattgefunden hat. Vergleichs-
weise niedrige Preise für Einzelsen-
dungen erster Klasse und zugleich 
höhere Rabatte für Teilleistungen als 
in anderen europäischen Ländern 
sind hierfür die Ursache. Infolgedes-
sen beträgt der Marktanteil von End-
to-End-Wettbewerbern in Großbritan-
nien derzeit weniger als ein Prozent; 
Royal Mail stellt weiterhin fast alle 
Briefe zu.  

Royal Mail und die neuerdings für 
Post zuständige  Regulierungsbehör-
de OFCOM sind besorgt, dass mit ei-
nem potenziell in der Zukunft zuneh-
mendem End-to-End-Wettbewerb die 
Erbringung des Universaldienstes 
durch Royal Mail gefährdet sein 
könnte. Die Sicherstellung des Uni-
versaldienstes zu überwachen, ist 
dem neuen Postgesetz zufolge die 
Hauptaufgebe des britischen Regulie-
rers OFCOM. 

Vor diesem Hintergrund hat TNT UK 
(ein britischer Wettbewerber) WIK-
Consult im Sommer 2011 beauftragt, 
eine Studie durchzuführen, die die 
Auswirkungen von End-to-End-Wett-
bewerb auf den Universaldienst im 
Briefmarkt diskutiert. Untersucht wur-
den diejenigen europäischen Länder, 
in denen bereits heute End-to-End-
Wettbewerb existiert: Deutschland, 
Niederlande, Spanien und Schwe-

den. Der vorliegende Artikel doku-
mentiert die Ergebnisse dieser Stu-
die. 

Deutschland 
Der deutsche Postmarkt ist seit Ja-
nuar 2008 vollständig für den Wett-
bewerb geöffnet. Bereits seit 1998 
haben Wettbewerber regionale Zu-
stellnetze aufgebaut und höherwerti-
ge Sendungen befördert. In 2009 be-
trug der gemeinsame Marktanteil 
(nach Sendungsmenge) der Wettbe-
werber 10,0 Prozent. Der größte 
Wettbewerber ist TNT Post Deutsch-
land. 

Im Gegensatz zu vielen anderen eu-
ropäischen Ländern ist die Sen-
dungsmenge in Deutschland seit 
2001 leicht gestiegen, während die 
Deutsche Post etwa fünf Prozent ih-
res Briefvolumens verloren hat. Ihre 
Preise für Einzelsendungen sind real 
gesunken, wie von der Regulierung 
gefordert. Die Preise für Massensen-
dungen sind stärker gesunken - als 
Resultat zunehmenden Wettbewerbs-
drucks. Nur wenige Wochen vor der 
vollständigen Marktöffnung hatte die 
Deutsche Post die Rabatte für Teil-
leistungen um fünf Prozentpunkte er-
höht.  

Die Deutsche Post arbeitet seit über 
zehn Jahren gewinnbringend. Der 
wesentliche Umstrukturierungspro-
zess fand zwischen 1993 und 1999 
statt. Die Deutsche Post hat ihr Post-
stellennetz restrukturiert, indem sie 
nahezu alle Postämter in Ser-
viceagenturen umgewandelt hat, wo-
bei Netzdichte und Zugänglichkeit 
aufrechterhalten wurden. Die Be-
schäftigung im Briefsegment ist seit 
zehn Jahren relativ stabil geblieben. 

In Deutschland ist kein Postdienst-
leister zur Erbringung von Universal-
diensten verpflichtet. Die Pflicht zur 
Sicherstellung des Universaldienstes 
obliegt der Regulierungsbehörde. Nur 
wenn der Markt den Universaldienst 
nicht freiwillig erbringt, kann der Re-

gulierer einem Postdienstleister eine 
Verpflichtung auferlegen. In der Pra-
xis erfüllt die Deutsche Post allein be-
reits die Universaldienstanforderun-
gen, sie tut dies freiwillig. Die Ser-
vicequalität der Dienstleistungen, 
insbesondere die Laufzeit der Sen-
dungen der Deutschen Post ist seit 
Jahren auf einem hohen Niveau. Die 
Einrichtung eines Universaldienst-
fonds zur Finanzierung eines mögli-
chen Universaldienstdefizits ist recht-
lich möglich. Die BNetzA sieht derzeit 
aber keine Notwendigkeit für die Ein-
richtung eines solchen Fonds, da die 
Grundversorgung durch den Markt 
gewährleistet ist. 

Niederlande 
In den Niederlanden wurde der 
Postmarkt am 1. April 2009 für den 
Wettbewerb geöffnet. Bereits seit 
2000 sind einige Wettbewerber im 
Bereich der Werbesendungen aktiv, 
der schon vorher liberalisiert wurde. 
Im Jahr 2010 erreichten die Wettbe-
werber einen Marktanteil von 16,6 
Prozent. Der überwiegende Teil des 
Wettbewerbs konzentriert sich auf 
Werbesendungen. Der größte Wett-
bewerber ist Sandd. 

Die Sendungsmenge im niederländi-
schen Briefmarkt ist in den letzten 
fünf Jahren langsam aber stetig zu-
rückgegangen. Dabei ist die Sen-
dungsmenge von PostNL aufgrund 
von Marktanteilsverlusten stärker zu-
rückgegangen. Insgesamt hat PostNL 
seit 2001 27 Prozent seiner Sen-
dungsmenge verloren. Die Preise für 
Einzelsendungen sind seitdem deut-
lich angestiegen. Die Preise für Wer-
besendungen und Zeitschriften (Mas-
sengeschäft) sind dagegen seit der 
Liberalisierung gesunken, hauptsäch-
lich aufgrund von zunehmendem 
Wettbewerb. 

Die letzten zehn Jahre waren sehr 
profitabel für PostNL, obgleich die 
Gewinne 2009 und 2010, den zwei 
Jahren nach der Finanzkrise, zurück-
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gingen. PostNL hat bereits 1992 mit 
der Umwandlung seiner Postfilialen in 
Agenturen begonnen und inzwischen 
die Transformation komplett abge-
schlossen. Die Anzahl der Beschäf-
tigten blieb relativ stabil, jedoch ha-
ben sich die Arbeitsprofile der Sortie-
rer und Zusteller mit der Modernisie-
rung der Sortierprozesse verändert.  

PostNL ist der benannte niederländi-
sche Universaldienstleister und erfüllt 
seinen Versorgungsauftrag vollstän-
dig. Die Servicequalität seiner Dienst-
leistungen ist beständig auf einem 
sehr hohen Niveau. Die Einrichtung 
eines Fonds zur Finanzierung des 
Universaldienstes ist rechtlich mög-
lich, jedoch in der Praxis vorerst nicht 
geplant. Die niederländische Regulie-
rungsbehörde OPTA hat bisher keine 
Notwendigkeit für eine Entschädi-
gung von PostNL für die Erbringung 
des Universaldienstes festgestellt.  

Spanien 
Seit Januar 2011 ist der spanische 
Postmarkt vollständig für den Wett-
bewerb geöffnet. Allerdings bestand 
seit jeher die Möglichkeit für Wettbe-
werber, Briefsendungen innerhalb 
des Stadtgebietes zuzustellen. Daher 
waren bereits lange vor der Marktöff-
nung zahlreiche lokale Wettbewerber 
in Spanien aktiv. Der gemeinsame 
Marktanteil von Wettbewerbern von 
Correos betrug 2008 11,7 Prozent 
und ist seit Jahren weitgehend stabil. 
Der stärkste Wettbewerber ist Uni-
post. 

Das Briefvolumen von Correos ist in 
den letzten drei Jahren spürbar zu-
rückgegangen, das Sendungsvolu-
men der Wettbewerber sank eben-
falls. Dies spiegelt wahrscheinlich die 
starke Rezession der spanischen 
Wirtschaft durch die Krise nach 2008 
wieder. Die Tarife für Einzelsendun-
gen sind in den letzten Jahren stärker 
als die Inflation gestiegen, sind aber 

immer noch niedriger als in Großbri-
tannien oder den anderen untersuch-
ten Ländern.  

Das Betriebsergebnis von Correos ist 
stark vom Briefgeschäft abhängig. 
Nach 2008 ist der Umsatz zurückge-
gangen und das EBIT wurde negativ, 
obwohl Correos derzeit noch Staats-
beihilfen in Höhe von 60 Mio. EUR 
pro Jahr als Kompensation für die 
Erbringung des Universaldienstes er-
hält. 

Correos ist bis 2025 verpflichtet, den 
Universaldienst zu erbringen. Cor-
reos hat die Zahl der Postfilialen in 
den letzten Jahren reduziert, obwohl 
die Dichte des Poststellennetzes im 
Vergleich zu den anderen Ländern 
schon immer gering war. Die aktuelle 
Servicequalität von Correos erfüllt je-
doch die gesetzlich festgelegten Uni-
versaldienstanforderungen. Insbe-
sondere die Laufzeit der Briefdienste 
hat sich in den letzten zehn Jahren 
deutlich verbessert, was im Wesentli-
chen auf ein verbessertes Manage-
ment zurückzuführen ist. Das neue 
spanische Postgesetz, welches 2011 
in Kraft getreten ist, ermöglicht die 
Einrichtung eines Fonds zur Finan-
zierung des Universaldienstes. Es ist 
geplant, einen solchen Fond noch 
2011 einzuführen. Der Fond soll zum 
einen durch Beiträge von Wettbewer-
bern und zum anderen aus dem 
Staatshaushalt getragen werden. 

Schweden 
In Schweden wurde das Postmono-
pol zu Beginn des Jahres 1993 abge-
schafft. Bereits zuvor war der Markt 
für den Wettbewerb um Werbesen-
dungen geöffnet, was dem größten 
Wettbewerber Citymail bereits 1991 
den Marktzutritt ermöglichte (heute 

l-
schaft der norwegischen Post). Der 
gemeinsame Marktanteil von Wett-
bewerbern betrug 2010 12,1 Prozent 

und ist seit Jahren weitgehend stabil. 
Bring Citymail stellt Sendungen an 
über 50 Prozent der Haushalte des 
Landes zu. 

In den vergangenen zehn Jahren hat 
das Sendungsvolumen in Schweden 
kontinuierlich abgenommen, es sank 
um 14 Prozent. Seit 2001 erhöhte 
Posten die Tarife für Einzelsendun-
gen etwa im Einklang mit der allge-
meinen Preissteigerung. Die Tarife 
für Massensendungen sanken nach 
der Liberalisierung des Postmarktes. 

Während die Gesamtumsätze von 
Posten in den letzten zehn Jahren 
wuchsen, sind die Umsätze im Brief-
segment kontinuierlich zurückgegan-
gen. Auch die Gesamtzahl der Be-
schäftigten ist kontinuierlich zurück-
gegangen. Vor kurzem hat Posten 
begonnen sein Postellennetz wieder 
zu verkleinern, nachdem die Anzahl 
der Postagenturen ab 2000 sukzessi-
ve erhöht wurde. 

Posten ist der benannte schwedische 
Universaldienstleister und erfüllt die 
gesetzlichen Anforderungen. Bis 
2007 erhielt Posten staatliche Beihil-
fen in Höhe von 400.000 SEK für die 
Bereitstellung von Basis-Finanzdienst-
leistungen in Postfilialen. Zur Finan-
zierung des Universaldienstes exis-
tiert kein rechtlicher Mechanismus 
und die schwedischen Behörden se-
hen dafür auch keine Notwendigkeit.  

Universaldienst und Wett-
bewerb im Briefdienst 
In den vier untersuchten Briefmärkten 
verfügen die Post-Incumbents auf-
grund von Marktzutritten von Wett-
bewerbern derzeit noch über einen 
Marktanteil zwischen 83 und 90 Pro-
zent. Obwohl sich End-to-End-
Wettbewerb etabliert hat, ist der Uni-
versaldienst in allen Regionen der 
untersuchten Länder gewährleistet. 
Insgesamt hat sich die Qualität des 

Übersicht: Wettbewerb und Universaldienst im Briefmarkt 

Anmerkungen: Marktanteile von Wettbewerbern in Deutschland beziehen sich auf 2009, in Spanien auf 2008. 

Quelle: WIK-Consult 
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Universaldienstes sogar verbessert, 
insbesondere im Hinblick auf die 
Laufzeit von Briefsendungen sowie 
den Öffnungszeiten von Postagentu-
ren, die die traditionellen Postfilialen 
ersetzt haben. Die Post-Incumbents 
gehen verschiedene Wege, um den 
Universaldienst sicherzustellen. In 
manchen Fällen mussten Regulierer 
eingreifen, um Beeinträchtigungen 
der Servicequalität zu verhindern. Be-
reiche, die eine besondere regulatori-
sche Überwachung erfordern, sind 
beispielsweise das Poststellennetz 
sowie Tarife für Einzelsendungen. 

Mit Ausnahme von Spanien in den 
letzten zwei Jahren arbeiten die Post-
Incumbents profitabel. Weder die 
Deutsche Post, PostNL noch Posten 
erhalten einen Ausgleich für die Er-
bringung des Universaldienstes. Die 
letzten zwei Jahrzehnte haben diese 
drei Dienstleister genutzt, um ihr 
Transportnetz, die Sortiereinrichtun-
gen sowie das Poststellennetzwerk 
zu modernisieren. Dies hatte eine 
Flexibilisierung der Kostenstruktur zur 
Folge, die es ihnen ermöglicht, bes-
ser auf sich ändernde Marktbedin-
gungen zu reagieren. Der spanische 

Postdienstleister Correos erhält da-
gegen traditionell staatliche Beihilfen 
in Höhe von derzeit 60 Mio. EUR pro 
Jahr. Die Umstrukturierung und Mo-
dernisierung des Unternehmens fin-
det erst seit etwa 2005 statt. 

In allen untersuchten Ländern ist zu 
beobachten, dass der Rückgang der 
Sendungsmenge aufgrund von Wett-
bewerb einen negativen Einfluss auf 
die Umsätze und Gewinne der Uni-
versaldienstleister hat. Allerdings 
scheint der Wettbewerb ein weniger 
bedeutender Risikofaktor für die Uni-
versaldienstleister zu sein als der all-
gemeine Sendungsmengenrückgang 
aufgrund von verändertem Kommuni-
kationsverhalten und elektronischer 
Substitution. Wie Postdienstleister 
diesen Herausforderungen begeg-
nen, scheint ein entscheidender Fak-
tor dafür zu sein, ob sie in der Zu-
kunft finanziell erfolgreich sind oder 
nicht. 

In den untersuchten Postmärkten ha-
ben sich die Postdienstleister bereits 
großen organisatorischen Verände-
rungen unterzogen, um eine höhere 
Effizienz zu erreichen. Der End-to-

End-Wettbewerb hat dabei starke An-
reize für die Modernisierung bei-
spielsweise des Poststellen- und 
Transportnetzes, der Sortiereinrich-
tungen, der Format- und Preisstruktu-
ren oder der Betriebs- und Führungs-
strukturen gesetzt. Um den Univer-
saldienst in einer zunehmend digitali-
sierten Welt aufrechtzuerhalten, ist 
eine Modernisierung der Postbetrei-
ber unerlässlich. In den vier unter-
suchten Ländern hat der End-to-End-
Wettbewerb unseres Erachtens einen 
positiven Beitrag für eine nachhaltige 
Grundversorgung geleistet und au-
ßerdem Druck auf die Universal-
dienstleister ausgeübt, ihre betriebli-
chen Anlagen und Prozesse zu mo-
dernisieren. 

Die vollständige Studie wurde von 
TNT UK im September 2011 veröf-
fentlicht und ist unter folgender URL 
abrufbar: 
http://www.tntpost.co.uk/pdfs/201109
23_wik_USO_competition_final_rev2.
pdf 

Petra Junk 

Abschlusskonferenz Forschungsprojekt 

(IRIN)1 
Im Rahmen einer großen Abschluss-
konferenz mit zahlreichen Besuchern 
wurden am 29. September 2011 in 
Berlin die Ergebnisse des zweijähri-

(IRIN) vorgestellt. Das Projektteam 
gab dabei Empfehlungen ab zur 
Schaffung von effektiven und effizien-
ten Anreizstrukturen für eine Netzinf-
rastruktur, die nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der Energiewende, vor 
großen Herausforderungen steht. Die 

r-

Projektkonsortiums und widmete sich 

Grid-gerechte Weiterentwicklung der 
1 

Gegenstand des Projektes 
Auf der Suche nach effizienten und 
effektiven Anreizstrukturen für eine 
Netzinfrastruktur auf dem Weg zu in-
telligenten Netzen beschäftigte sich 
das Forschungsprojekt mit der Steue-
rung von Investitionen und Innovatio-
nen sowie mit der Koordination zwi-
schen dem Netz und den dezentralen 
Akteuren. Die zentrale Frage der 

n-
 nicht 

zwingend notwendige Netzinvestitio-
nen vermieden und gleichzeitig not-
wendige Investitionen gefördert wer-
den? Zentrale Schlussfolgerung des 
Projektes ist zum Einen, dass es Be-
darf für eine Smart Grid-gerechte 
Weiterentwicklung des gegenwärti-
gen Regulierungsrahmens gibt, und 
zum Anderen, dass Anpassungen 
momentan ohne Systemwechsel 
möglich und entsprechend zeitnah 
umsetzbar sind. 

Zentrale Schlussfolgerun-
gen des Projektes 
Im Rahmen von vier Arbeitspaketen 
wurden unterschiedliche Aspekte der 
Thematik beleuchtet und zentrale 
Schlussfolgerungen in acht zusam-
menhängenden Thesen gezogen.  

Das erste Arbeitspaket beschäftigte 
sich unter Federführung des WIK mit 
der Weiterentwicklung der Anreizre-
gulierung in Hinblick auf die Incenti-
vierung von dynamisch effizienten In-
vestitionen im Kontext Smart Grids. 
Die Analyse zeigte, dass Anreize für 

Investitionen in eine intelligente Net-
zinfrastruktur, die zu einer dynamisch 
effizienten Ressourcenallokation im 
Bereich der CAPEX führen, durch die 
Anreizregulierung nicht ausreichend 
gesetzt werden (These 1). Darauf 
aufbauend wurde festgestellt, dass 
die Anreizregulierungsverordnung 
Anknüpfungspunkte zur Weiterent-
wicklung in Richtung eines Smart 
Grid gerechteren Rahmens beinhaltet 
(These 2).  

Das zweite Arbeitspaket hatte die in-
telligente Netzbepreisung zum Ge-
genstand. Dazu wurde unter Leitung 
des Bremer Energie Instituts unter-
sucht, wie differenzierte Tarife Net-
zinvestitionen vermeiden können. 

i-
trag zur optimalen Netznutzung und 
Vermeidung nicht-zwingend-notwen-
diger Netzinvestitionen liefern. Dies 
betrifft Spitzenlasttarifierung wie auch 
die standortbezogene Tarifierung 
(These 3). Aus der effektiven Umset-

zwei wesentliche Anforderungen an 
die Rahmenbedingungen. Zum Ei-
nen: Flexibilisierung der bestehenden 
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Regelungen, die beschränkt schon 
jetzt eine differenzierte Netztarifie-
rung zulassen. Zum Anderen: Anrei-
ze zur effizienten Vermeidung von 
Netzinvestitionen im Rahmen der An-
reizregulierung (These 4).  

Im Rahmen des dritten Arbeitspa-
ketes wurde detailliert auf die Anreize 
für Innovationen und für die Trans-
formation der Stromversorgung hin 
zu Smart Grids eingegangen. Mög-
licherweise können entsprechende 
Innovationen besser außerhalb der 
Anreizregulierung gefördert werden. 
Federführend war hier das Öko Insti-
tut. Zentrale Schlussfolgerung war, 
dass im Rahmen der derzeitigen 
Ausgestaltung der Anreizregulierung 
Gewinne aus Innovationen und F&E 
z.T. bei anderen anfallen. Dieser ex-
terne Effekt führt zu einer zu geringen 
Innovationstätigkeit und damit mithin 
auch zu einer geringeren Investitions-
tätigkeit (These 5). Vorschlag ist, 
dass angesichts des hohen Innovati-
onsbedarfs in den Netzen die gerin-
gen Innovationsanreize der preisba-
sierten Anreizregulierung durch ein 
begrenztes Budget für Netzinnovatio-
nen ausgeglichen werden können. 
Darüber hinaus kann ein Innovations-
fonds eingerichtet werden, der von al-
len Netznutzern gespeist wird und bei 
dem sich alle Netzbetreiber um die 
Finanzierung von Innovationsprojek-
ten bewerben können (These 6).  

Das an der Ruhr-Universität Bochum 
angesiedelte vierte Arbeitspaket ging 
abschließend auf den rechtlichen 
Rahmen für Smart Grids und mögli-
che Anpassungen ein. Dabei wurde 
gezielt auf die Vorschläge der Ar-
beitspakete 1-3 eingegangen und 
geprüft, welche Anpassungen im be-
stehenden Rahmen möglich sind. 
Dies betraf insbesondere kleine Än-
derungen in der Anreizregulierung 
sowie in den Regeln zum Einspeise-
management. Entsprechend den Er-
gebnissen der ökonomischen Analy-
se empfehlen sich einzelne Anpas-
sungen bzw. Ergänzungen des im 
Anschluss an die Energiewende 2011 
bestehenden gesetzlichen und ver-
ordnungsrechtlichen Rahmens  und 

i-
nen Systemwechsel möglich (These 
7). Einzelner Anpassungen bedarf es 
namentlich bezüglich der Anreizregu-
lierung (§ 21a EnWG i.V.m. ARegV) 
speziell von Verteilernetzen. Zu den-
ken ist ferner an rechtsnormative An-
passungen im Interesse einer insge-
samt flexibleren Netzentgelt- und 
Energiepreisbemessung sowie im 
Bereich des Einspeisemanagements 
(These 8).  

Handlungsempfehlungen 
des Projektes 
Grundsätzlich sollte das noch junge 
System der Anreizregulierung in sei-
ner Grundausrichtung ohne einen 
substantiellen Systemwechsel weiter-
laufen, damit sich die gewünschten 
Wirkungsweisen und Effekte hinsicht-
lich der Kosteneffizienz vollständig 
entfalten können. 

Handlungsempfehlung 1: Punktu-
elle Adjustierung der Anreizregu-
lierung: Systemtreue und Investiti-
onsbonus 

Im Rahmen der Analysen wurde fest-
gestellt, dass die Anreizregulierung 
Anreize für Investitionen in eine intel-
ligente Netzinfrastruktur, die zu einer 
dynamisch effizienten Ressour-
cenallokation im Bereich der CAPEX 
führen, nicht ausreichend setzt. Es 
stellt sich also die Frage, wie unter 
der Annahme, dass der Investitions-
bedarf speziell in den Verteilnetzen 
zur Reaktion auf den zunehmenden 
Anteil erneuerbarer Energien steigt, 
Investitionen in eine intelligente Net-
zinfrastruktur zu incentivieren sind. 
Um dieser Problematik zu begegnen, 
sind Maßnahmen denkbar, die die 
bestehenden Stellschrauben der 
ARegV nachjustieren. Damit Abgren-
zungsprobleme vermieden werden 
und um dem Netzbetreiber einen ge-
wissen Entscheidungsspielraum of-
fenzuhalten, ob er seine Netzstruktur 

p-
timiert, sollte diesen Anreizdefiziten 
nicht durch ein spezielles Instrument 
für Smart Grids Investitionen begeg-
net werden. Es soll jedoch ein prag-
matischer Anreiz für diejenigen Inves-
titionen im Kontext Smart Grids gelie-
fert werden, die durch die bisherigen 
Instrumente der ARegV nicht erfasst 
werden.  

Wir empfehlen daher die Prüfung der 
Einführung eines allgemeinen Investi-
tionsbonus, der sowohl für konventi-
onelle als auch für innovative Netz-
technik gilt. Der Investitionsbonus 
sollte in Form einer noch zu bestim-
menden Erhöhung des Eigenkapital-
zinses für Neuinvestitionen ab der 
zweiten Regulierungsperiode An-
wendung finden und für alle Netzbe-
treiber im Verteilnetzbereich gelten. 
Die aus diesem Instrument resultie-
rende erhöhte kalkulatorische Eigen-
kapitalverzinsung würde sich aller-
dings erst in der Erlösobergrenze der 
dritten Regulierungsperiode nieder-
schlagen. Es ist daher ein angemes-
sen hoher Zinssatz zum Barwertaus-
gleich aufgrund der in der ARegV be-
stehenden Zeitverzüge zu wählen.  

In der Grundwirkung kann dieses In-
strument als Kompensation für be-

stehende netzseitige Unsicherheiten 
hinsichtlich der anstehenden Trans-
formation des Energiesystems inter-
pretiert werden. Allerdings weisen wir 
nachdrücklich darauf hin, dass im 
Vorfeld einer Einführung eines Inves-
titionsbonus eingehend geprüft wer-
den sollte, inwiefern ein Risiko für 
mögliche Doppelförderung in Kombi-
nation mit anderen Regulierungsin-
strumenten vorliegen könnte. Wird 
bei der Überprüfung eine doppelte 
Incentivierung festgestellt, ist die Ein-
führung eines regulatorischen Opti-
onsmenüs, aus dem der Netzbetrei-
ber bestimmte für ihn geltende In-
strumente auswählen kann, denkbar. 
Dieses Menü soll den Wechselwir-
kungen der einzelnen Regulierungs-
instrumente sowie der spezifischen 
Investitionssituation eines individuel-
len Netzbetreibers Rechnung tragen.  

Handlungsempfehlung 2: Innovati-
onsbudget und Innovationsfonds 

Für den erfolgreichen Aufbau einer 
intelligenten Verteilnetzinfrastruktur 
sind in den nächsten Jahren aktive 
Innovationsanstrengungen nötig. 
Diese betreffen sowohl die Entwick-
lung und Erprobung von neuen Netz-
betriebskonzepten als auch die dafür 
benötigten Innovationen im Bereich 
der Netztechnik. Um diese Innovati-
onsaktivitäten ausreichend anzurei-
zen sind zwei Instrumente denkbar: 
ein begrenztes Innovationsbudget 
und ein darüber hinaus gehender In-
novationsfonds. 

Mit dem begrenzten Innovations-
budget sollen die Verteilnetzbetreiber 
in die Lage versetzt werden, einen 
kontinuierlichen Wissensaufbau in ei-
ner F&E-Abteilung zu gewährleisten. 
Dieser Wissensaufbau ist sowohl für 
die eigene Problemanalyse und das 
Ausloten von konventionellen versus 
smarten Maßnahmen als auch die in-
dividuelle, netzspezifische Anpas-
sung von Innovationen anderer Netz-
betreiber nötig. Ergibt sich aus diesen 
F&E-Aktivitäten ein erweiterter Inno-
vationsbedarf, z.B. für die Erprobung 
von neuen Betriebskonzepten oder 
dem erstmaligen Einsatz von innova-
tiver Netztechnik (Demonstrations-
vorhaben), können zusätzliche Mittel 
aus einem Innovationsfonds bean-
tragt werden. Über die tatsächliche 
Förderung von Forschungsprojekten 
entscheidet ein Gremium anhand 
spezifischer Kriterien. 

Handlungsempfehlung 3: Flexibili-
sierung der Anwendung des be-
stehenden Regelrahmens 

Eine Flexibilisierung des bereits vor-
handenen gesetzlichen Spielraum 
kann einen Beitrag zur Vermeidung 
von ansonsten benötigten Netzinves-
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titionen liefern. Flexibilisierung heißt 
in diesem Fall, dass den Netzbetrei-
bern innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen möglichst viel Spielraum ge-
lassen werden sollte. Eine solche 

o-
sehr eine Gesetzesänderung, son-
dern lediglich eine flexiblere Ausle-
gung und Anwendung. Ein Beispiel 
sind freiwillige Abschaltvereinbarun-
gen. Schon jetzt ist es möglich mit 
Zuruf- und Abschaltvereinbarungen 
die Netzstabilität zu sichern und teil-
weise auch mit EEG-Erzeugern Ab-
schaltvereinbarungen einzugehen, 
um das Auftreten negativer Strom-
preise zu verringern.  Zur Vermei-
dung von Netzinvestitionen sind die 
Regelungen bisher zu restriktiv, auf 
große Installationen beschränkt und 
nur teilweise mit EEG-Erzeugern 
möglich. Da diese den Großteil der 
Erzeugung in Verteilnetzen darstel-
len, wäre eine Erweiterung hier sinn-
voll. 

Handlungsempfehlung 4: Juristi-
sche Umsetzbarkeit 

Die aus ökonomischer Sicht als kurz-
fristig und ohne Systemwechsel reali-
sierbar erachteten Anpassungen sind 
auch aus juristischer Sicht innerhalb 
des bestehenden Regelungsrahmens 
relativ problemlos umzusetzen.  

Ausblick 
Im Rahmen der Analyse dieses Pro-
jektes ist deutlich geworden, dass 
sich die netzseitigen Anforderungen 
an ein zukünftiges Energiesystem nur 
bis zu einem gewissen Grad isoliert 
betrachten lassen. Getrieben durch 
die Möglichkeit zur kommunikativen 
Vernetzung der einzelnen Wert-
schöpfungsstufen (IKT) rückt viel-
mehr das Energiesystem als Ganzes 
in den Fokus. Durch innovative In-
formationstechnik und technologi-
schen Fortschritt können neue Akteu-
re und Dienstleister in das System 

eintreten. Daraus ergeben sich neu-
artige Interaktionsmöglichkeiten, Ge-
schäftsmodelle und Rollenverteilun-
gen der energiewirtschaftlichen Ak-
teure. Dies hat zur Folge, dass letzt-
endlich auch die physikalischen Ge-
setzmäßigkeiten des Energiemarktes 
in neue Strukturen eingebettet wer-
den müssen. Vor dem Hintergrund 
dieser Transformation in Richtung ei-
nes smarten Energiesystems rückt 
die Frage nach einem angepassten 
institutionellen Rahmen für das Ener-
giesystem der Zukunft in seiner Ge-
samtheit in den Vordergrund. Zukünf-
tige Forschungsfragen sollten sich 
dieser Thematik widmen. 

Andrea Schweinsberg 

                                                           
1 Siehe dazu auch den Abschlussbericht des 

Projektes unter http://www.bremer-energie-
institut.de/download/IRIN/pub/IRIN-
AbschlussberichtKF.pdf.  

Berichte von Veranstaltungen des WIK 

Energiemärkte und Energieregulierung in 
Deutschland und Europa  Workshop für Thai 

Energy Regulatory Commission (ERC) 
WIK-Consult hat auf Anfrage des thai-
ländischen Regulierers, der Energy 
Regulatory Commission (ERC), einen 
zweitägigen Workshop organisiert, 
der die Strukturen und die Regulie-
rung des deutschen Energiemarktes 
zum Gegenstand hatte. Ein besonde-
rer Fokus wurde dabei auf die Ein-
ordnung der deutschen Regelungen 
in den europäischen Kontext gelegt. 
Die hochkarätige Besuchergruppe 
machte Station in Deutschland um 
sich mit verschiedenen Marktakteuren 
zu unterschiedlichen Aspekten der 
Implementierung Erneuerbarer Ener-
gien und deren Integration in das 
Energiesystem auszutauschen. 

Hintergrund des Workshops  
In Südostasien hat Thailand den 
höchsten Energieverbrauch. Dieser 
Verbrauch kann jedoch nicht durch 
eigene fossile Ressourcen gedeckt 
werden. Das Land ist auf Energieim-
porte, insbesondere von Erdöl und 
Erdgas, angewiesen. Allein Kohle 
und Gas haben derzeit einen Anteil 
von rund 90 Prozent an der thailändi-
schen Energieerzeugung. In den ver-
gangenen Jahren ist der Energiesek-
tor sehr stark gewachsen und es ist 

davon auszugehen, dass sich dieser 
Trend auch weiter fortsetzen wird. 
Nach Plänen der Regierung soll dazu 
die Stromproduktion aus Erneuerba-
ren Energien stark ausgebaut wer-
den. So ist vorgesehen, bis 2022 den 
Anteil der Erneuerbaren Energien am 
Endenergieverbrauch auf 20,4 Pro-
zent zu steigern. Dazu sollen die Ka-
pazitäten von Photovoltaik-Anlagen 
verzehnfacht und der Ausbau von 
Windkraft von 6 MW auf 800 MW ge-

steigert werden. Der Strommarkt in 
Thailand ist liberalisiert und seit eini-
gen Jahren existieren auch spezielle 
Fördermechanismen für Projekte im 
Bereich Erneuerbarer Energien. Hier 
werden speziell private, auch kleinere 
Unternehmen, für ihr Engagement bei 
der Stromerzeugung entlohnt. Die 
Energy Regulatory Commission 
(ERC) wurde 2007 mit dem Energy 
Industry Act implementiert. Sowohl 
mit dem Act als auch mit der Schaf-
fung einer Regulierungsinstanz ist 
beabsichtigt, einheitliche Marktregeln 
zu schaffen und so Transparenz und 
Verlässlichkeit zu fördern.  

WIK-Consult hat in vier Sessions un-
terschiedliche Themenbereiche im 
deutschen Kontext vorgestellt und 
gemeinsam mit den Besuchern disku-
tiert. Gegenstand des ersten Teils 
war die deutsche Liberalisierungshis-
torie sowie die Struktur der deutschen 
Strom- und Gasmärkte. Im zweiten 
Teil wurden das deutsche Regulie-
rungsregime sowie dessen Einord-
nung in den europäischen Kontext 
vorgestellt. Am Ende des ersten 
Workshoptages gab es eine Führung 
auf Schloss Drachenburg in Königs-
winter und daran anschließend ein 
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Dinner, welches von den Besuchern 
zum regen Austausch mit dem Team 
der WIK-Consult genutzt wurde. Im 
Rahmen des zweiten Workshoptages 
wurde zunächst das deutsche System 
der Erneuerbaren Energien erläutert 
und daran anschließend standen Ak-
tivitäten im Bereich Smart Grids und 
Smart Metering im Fokus.  

Liberalisierungshistorie und 
Marktüberblick 
In einem ersten Abschnitt stand die 
deutsche Liberalisierungshistorie im 
Vordergrund. Diese ist maßgeblich 
von den Vorstellungen eines europäi-
schen Binnenmarktes beeinflusst. 
Insbesondere die Umsetzung der 
Vorgaben von drei Richtlinienpakten 
in nationales Recht hat den Liberali-
sierungsprozess immer weiter voran-
getrieben. Gegenstand des zweiten 
Abschnitts waren die Energiemärkte 
im Einzelnen. Dazu wurde zunächst 
zwischen den Strom- und den Gas-
märkten unterschieden und dann die 
Struktur der verschiedenen Wert-
schöpfungsstufen  Erzeugung, Trans-
port und Verteilung, Verbrauch  be-
sprochen. Die Strukturen unterschei-
den sich sehr deutlich von denen des 
thailändischen Marktes. Insbesondere 
die Wettbewerbssituation und die Rol-
le des Staates sind anders als in 
Deutschland. Erdgas spielt in Thai-
land ausschließlich für die Elektrizi-
tätsproduktion eine Rolle. In einem 
dritten Abschnitt wurden die für die 
deutschen Energiemärkte zuständi-
gen Aufsichtsbehörden, Bundesnetz-
agentur und Bundeskartellamt, vor-
gestellt.  

Das deutsche Regulierungs-
regime 
Der zweite Teil des Workshops star-
tete mit der Vorstellung des deut-
schen und europäischen Regulie-
rungsverständnisses und erläuterte 
dazu die ökonomische Theorie zur 
Notwendigkeit der Regulierung von 
natürlichen Monopolen. Das deutsche 
Anreizregulierungsregime ist ein jun-
ges, sehr komplexes System, das ei-
ner großen Zahl von Unternehmen 
gerecht werden muss. Es wurden die 
Grundzüge des Systems erläutert und 
dabei insbesondere auf die Heraus-
forderungen abgestellt, vor denen die 
Regulierung steht, um den Transfor-
mationsprozess hin zu einem System 
mit einem zunehmenden Anteil Er-
neuerbarer Energien zu begleiten. Es 
wurde klar, dass der Wandel hin zu 
einem Smart Grid und die dazu not-
wendigen Investitionen die Anreizre-
gulierung vor besondere Herausfor-
derungen stellen. In diesem Zusam-
menhang stießen insbesondere auch 
die Überlegungen zur Qualitätsregu-
lierung, die für den Stromsektor 2012 
in Kraft tritt, auf reges Interesse.  

Das deutsche Syste m für 
Erneuerbarer Energien  
Im Laufe eines langjährigen Prozes-
ses haben die Erneuerbare Energien 
und ihre Potenziale immer mehr an 
Bedeutung in der öffentlichen Diskus-
sion erlangt. War diese Diskussion 
zunächst insbesondere von Fragen 
des Umweltschutzes geprägt, stehen 
heute Fragen des Betriebs und des 
Ausbaus der Energienetze im Fokus. 
In Deutschland sind die Ziele zum 
Ausbau Erneuerbarer Energien im in-
ternationalen Vergleich heute sehr 

hoch gesetzt und in erster Linie poli-
tisch getrieben. Das deutsche System 
für Erneuerbare Energien ist komplex, 
durch staatliche Förderung gekenn-
zeichnet und aus ökonomischer Per-
spektive nicht unkritisch. Die wesent-
lichen Kritikpunkte wurden im Rah-
men des Workshops diskutiert und al-
ternative Lösungsmöglichkeiten auf-
gezeigt. Eine der größten Herausfor-
derungen, vor denen das System 
steht, ist die marktliche Integration 
der Erneuerbaren Energien, verbun-
den mit ihrer Bezahlbarkeit und Fra-
gen zur Leistungsfähigkeit der Ener-
gienetze. 

Smart Grids und Smart Me-
tering in Deutschland 
Der restliche Workshoptag war für die 
Themen Smart Grids und Smart Me-
tering reserviert. Zunächst wurde 
darüber gesprochen, was ein Smart 
Grid ausmacht und welche Erwartun-
gen an dessen Realisierung gestellt 
werden. Dazu wurden einige Smart 
Grid Pilotprojekte vorgestellt. Es 
konnte gezeigt werden, dass die 
meisten Smart Grid Aktivitäten markt-
getrieben stattfinden. Die aktuellen 
Rahmenbedingungen für Smart Mete-
ring und aktuelle Projekte waren da-
ran anschließend das Thema. Zum 
aktuellen Zeitpunkt sind nur wenige 
Smart Meter in deutschen Haushalten 
verbaut. Es wurde diskutiert, welche 
Art des Smart Meter Roll-Out  markt-
lich oder gesetzlich  aus ökonomi-
scher Sicht effizient erscheint und 
dass der deutsche Ansatz, der eine 
Mischung aus gesetzlichem und 
marktlichem Roll-Out darstellt, zu In-
konsistenzen und Ineffizienzen führt.  

Andrea Schweinsberg 

13. Königswinter Postal Seminar 
vom 30.11. bis 2.12. 2011 

Universal Service in More Competitive Postal Markets  
Bereits zum 13. Mal trafen sich Post-
experten aus der ganzen Welt in Kö-
nigswinter, um vom 30.11. bis 2.12. 
2011 aktuelle Entwicklungen auf 
Postmärkten und in der Postmarktre-
gulierung zu diskutieren. Die weih-
nachtlich dekorierte Hirschburg stellte 
den stilvollen Rahmen für die Konfe-
renz, in dem sich die mehr als 50 
Konferenzteilnehmer äußerst wohl 
fühlten. Bis in die späten Abendstun-
den diskutierten die Teilnehmer leb-
haft über die Wechselwirkungen zwi-
schen Postuniversaldienst, sinkenden 
Briefmengen und Wettbewerb. Dieses 
Spannungsfeld kommt auch im Titel 

des Semin i-
versal Service in More Competitive 

e-
sem Thema waren in vier Themenbe-
reiche eingeteilt: Universaldienst, 
UPU-Reformen, Modernisierung von 
Postprozessen und Postregulierung. 

Universaldienst 
Zu Beginn der Konferenz beschrieb 
Antonia Niederprüm (WIK-Consult) 
Zugangsnetze für Privatkunden in 
den unregulierten Märkten für Finanz-
dienstleistungen, Tankstellen und Le-
bensmitteleinzelhandel und verglich 

die Gestaltung dieser Netze mit Post-
filialnetzen in Deutschland. Im Ge-
gensatz zur Finanz-, Kraftstoff- und 
Lebensmitteleinzelhandelsbranche 
unterliegen Postfilialnetze in Deutsch-
land detaillierten gesetzlichen Krite-
rien (flächendeckender Universal-
dienst). Jedoch zeigte der Vergleich, 
dass in den drei Vergleichsbranchen 
Zugangsnetze für Privatkunden auch 
ohne enge Regulierung bestehen. Im 
Postmarkt ist ebenfalls zu beobach-
ten, dass Wettbewerber parallel zum 
Filialnetz der Deutschen Post Zu-
gangspunkte aufbauen. Die Entwick-
lung der Postfilialnetze ist daher vor 
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allem durch die Nachfrage nach 
Postdienstleistungen, Wettbewerb so-
wie die Betriebskosten von Filialtypen 
getrieben und hat sich mittlerweile 
weitgehend von den entsprechenden 
Regulierungsvorschriften abgekop-
pelt. 

Mit Postfilialen beschäftigte sich auch 
der Vortrag von François Lions vom 
französischen Regulierer ARCEP. Li-
ons präsentierte eine Rechnung, die 
ARCEP im Auftrag der französischen 
Regierung durchgeführt hat. Aufgrund 
der Universaldienstverpflichtung müsse 
La Poste 7.000 Filialen bereitstellen. 
Das französische Postgesetz enthält 
Vorschriften zur Filialdichte, die über 
die Universaldienstregulierung hin-
ausgehen. Das Ziel dieser zusätzli-
chen Dichtevorgaben ist es, die lan-

a-

muss La Poste etwa 10.000 weitere 
Zugangspunkte bereitstellen, was ei-
ner Gesamtzahl von 17.000 Filialen 
entspricht. Der Vortrag zeigte die Me-
thode auf, nach der ARCEP die Kos-
ten der 10.000 zusätzlichen Filialen 
kalkulierte.  

UPU-Reformen 
Insgesamt drei Vorträge beleuchteten 
Reformziele für den Weltpostverein 
(UPU  Universal Postal Union) aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln. Von 
einem betreiberunabhängigen Stand-
punkt aus entwickelte James Camp-
bell Reformvorschläge aus der ge-
meinsamen Sicht der Vereinigten 
Staaten von Amerika und der Europä-
ischen Union. Campbell machte vier 
Vorschläge zur Reformierung der 
UPU-Verträge auf der im nächsten 
Jahr anstehenden Konferenz des 
Weltpostvereins in Doha. Erstens 
sollte der Zugang zu Endvergütungen 
zwischen industrialisierten Ländern  
diskriminierungsfrei gestaltet werden. 
Zweitens sollten UPU-Zollvorschriften 
auf nicht-kommerzielle Sendungen 
beschränkt werden. Drittens sollte der 
Handlungsrahmen für die im Welt-
postverein organisierten Postdienst-
leister, deren Beschlüsse zwischen-
staatliche Bindungswirkung entfalten, 
klar definiert werden. Viertens sollte 
die rechtliche Hierarchie zwischen 
UPU-Regeln sowie anderen nationa-
len und internationalen Rechtsnor-
men (z. B. EU-Verträge, und WHO-
Abkommen/GATS) eindeutig geregelt 
werden.  

Denis Cayet von IMX, einem in 
Frankreich ansässigen Unternehmen, 
das internationale Sendungen zu-
stellt, beschrieb in seinem Vortrag die 
Schwierigkeiten für Wettbewerber, die 
sich aus  Regelungen und Standards 
der UPU ergeben. Cayet forderte 
mehr Transparenz, Nicht-Diskriminie-

rung zwischen privaten Postdienst-
leistern und den etablierten Postun-
ternehmen und trat für ein neues 
Endvergütungssystem (Terminal Du-
es) ein.  

Kristin Bergum von der norwegischen 
Post (Posten Norge) beschrieb 
schließlich die Sicht eines nordeuro-
päischen Postdienstleisters auf das 
Endvergütungssystem des UPU. Sie 
forderte eine bessere Kostenorientie-
rung der Endvergütungen, indem die-
se für industrialisierte Länder auf Ba-
sis der nationalen Preise des zustel-
lenden Dienstleisters berechnet wer-
den sollten, ohne diese wie bisher 
durch Preisober- und -untergrenzen 
zu beschränken. Die bisherige Praxis, 
so Bergum, führe zu einer Subventio-
nierung der (Groß-)Versender von in-
ternationalen Briefen durch die Ver-
sender von nationalen Briefen. 

Modernisierung von Post-
prozessen  
In diesem thematischen Abschnitt des 
Seminars berichteten Postdienstleis-
ter über ihre Erfahrungen und Innova-
tionen bei der Umgestaltung postali-
scher Prozesse. Zwei Postdienstleis-
ter erläuterten die neuen Zustellsys-
teme ihres Unternehmens: Jorgen 
Sondrup (PostNord) berichtete über 
das neue Zustellsystem der däni-
schen Post, Peter van Buijtene 
(PostNL) über das von PostNL. Beide 
Dienstleister verfolgten mit der Pro-
zessumstellung das Ziel der Kosten-
senkung vor dem Hintergrund sin-
kender Briefmengen. In beiden Län-
dern ist die Postzustellung an sechs 
Tagen pro Woche gesetzlich vorge-
schrieben, die Dienstleister mussten 
demnach nach alternativen Möglich-
keiten der Kostensenkung suchen. In 
den Vorträgen wurden wesentliche 
Unterschiede und Gemeinsamkeiten 
zwischen den Systemen deutlich. 
Briefe erster Klasse und Tagezeitun-

gen werden in beiden Ländern nach 
wie vor am nächsten Tag zugestellt. 
Unterschiede gibt es jedoch bei der 
Zustellung von Briefen zweiter und 
dritter Klasse. PostNord teilte jede 
einzelne Zustellroute in Dänemark in 

-
ersten Teil einer Route (Teil X) wer-
den an einem Tag nur Sendungen 
erster Klasse zugestellt, im zweiten 
Teil (Y) alle Sendungen. Am Folgetag 
werden im Teil X alle Sendungen zu-
gestellt, während der Y-Teil nur erste-
Klasse-Sendungen erhält. In den 
Niederlanden werden Sendungen mit 
längerer Laufzeit grundsätzlich nur 
noch an drei Tagen in der Woche zu-
gestellt. Dies führt zu drei aufkom-
mensschwachen Tagen, an denen 
nur Sendungen erster Klasse zuge-
stellt werden, und zu drei Tagen mit 
hohen Briefmengen. Die Vorausset-
zung für das niederländische Modell 
war eine flexible Arbeitszeit der Zu-
steller. 

Päivi Rokkanen vom finnischen Post-
dienstleister Itella stellte die Ergeb-
nisse eines innovativen Feldversuchs 
in Finnland vor, bei dem die physi-
sche Postzustellung in einem finni-
schen Dorf mit 122 Haushalten und 
einigen lokalen Unternehmen zum 
Teil durch elektronische Zustellung 
ersetzt wurde. Die Einwohner erhiel-
ten ihre Sendungen nur noch an zwei 
Tagen in der Woche physisch zuge-
stellt An allen anderen Tagen wurden 
Briefe und Zeitungen bereits im Brief-
zentrum von Itella geöffnet, einge-
scannt und elektronisch an ein eigens 
eingerichtetes Postfach geschickt. 
Die Empfänger hatten außerdem die 
Möglichkeit, täglich ihre gescannten 
Sendungen physisch an einem Post-
fach im Ort selbst abzuholen. Nicht 
abgeholte Sendungen wurden einige 
Tage später an die Haustür zuge-
stellt. Auch Zeitungen wurden einge-
scannt und elektronisch zugestellt. 
Die Ergebnisse des Versuchs waren 

 
Konferenzteilnehmer beim Empfang auf der weihnachtlich dekorierten Hirschburg (im Vordergrund von 
links nach rechts Werner Stenng (EU-Kommission, GD Markt), Fridrik Petursson (Post and Telecom 
Administration, Island) und Chris Rowsell (Ofcom)  
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gemischt: Viele Nutzer zeigten sich 
mit der reduzierten Zustellhäufigkeit 
zufrieden und verzichteten sogar da-
rauf, die eingescannten Briefe elek-
tronisch abzurufen. Zeitungen wurden 
jedoch sehr gerne elektronisch gele-
sen. Sowohl positive als auch negati-
ve Reaktionen gab es allerdings auf 
das Einscannen von Briefen, insbe-
sondere wenn es sich um Sendungen 
mit sensiblen Inhalten handelte. 

Postmarktregulierung 
In den Vorträgen zur Postmarktregu-
lierung wurden die unterschiedlichen 
Regulierungsansätze  europäischer 
Regulierungsbehörden deutlich. Chris 
Rowsell von Ofcom legte die neue 
Regulierungsstrategie der Behörde 
dar, die die Postmarktregulierung erst 
kürzlich von der ehemals zuständigen 
Behörde Postcomm übernommen 
hat. Im Gegensatz zu Postcomm, die 
eine sehr enge Regulierung des briti-
schen Postuniversaldienstleisters Ro-
yal Mail ausgeübt hatte, setzt Ofcom 
auf eine Regulierung an der langen 
Leine und plant, regulatorische Be-
schränkungen und Kontrollen von 
Royal Mail stark zurückzufahren. So 
soll die Preisregulierung zukünftig auf 
ein Basisangebot von Postdienstleis-
tungen zum Schutz von Privatversen-
dern beschränkt werden. Ofcom führt 
zu diesem regulatorischen Rich-
tungswechsel derzeit einen öffentli-
chen Anhörungsprozess durch. 

Catherine Rutten von der belgischen 
Regulierungsbehörde BIPT beschrieb 
die im Sommer 2011 veröffentliche 

Regulierungsentscheidung zum Preis-
system von bpost aus dem Jahr 2010. 
bpost hatte im vergangenen Jahr ein 
Preissystem eingeführt, das unter-
schiedliche Preise für Versender und 
Briefdienstleister vorsah. Auf Grund-
lage einer Studie von WIK-Consult, 
die die Auswirkungen dieses Systems 
auf den belgischen Briefmarkt unter-
suchte (siehe WIK-Consult Newsletter 
Nr. 84, September 2011), entschied 
das BIPT, dass das Preissystem die 
gesetzlichen Grundsätze der Nicht-
Diskriminierung und Transparenz ver-
letzte.  

Joost Vantomme beschrieb aus Sicht 
von bpost die Chancen und Risiken, 
die sich durch sich ändernde und 
neue Regulierungsvorgaben außer-
halb des Postrechts ergeben. So ha-
ben neben der europäischen und bel-
gischen Postmarktregulierung auch 
eine Reihe weiterer Rechtsvorschrif-
ten Einfluss auf Postunternehmen, 
wie z.B. Mehrwertsteuerregelungen, 
Verbraucherschutzvorgaben, Rege-
lungen zum Versandhandel und zu 
elektronischen Diensten und Signatu-
ren sowie das Ausschreibungsrecht. 
Der Schutz der persönlichen Daten 
der Nutzer, elektronische Rech-
nungsstellung und Identitätsfeststel-
lung sind laut Vantomme wesentliche 
Aspekte von Kommunikationsdienst-
leistungen, bei denen Postunterneh-
men zukünftig eine Schlüsselrolle 
einnehmen können. 

Zum Abschluss des Seminars stellte 
Werner Stengg von der Generaldirek-
tion Binnenmarkt der EU-Kommission 

die Fortschritte bei der Umsetzung 
der dritten europäischen Postdienste-
Richtlinie vor. Stengg formulierte als 
Ziele der Richtlinie fairen Wettbewerb 
auf den europäischen Postmärkten, 
effiziente Dienstleister und Wahlmög-
lichkeiten für Nutzer. Diskussionsbe-
darf sah Stengg in der Frage des Zu-
gangs zur Zustellinfrastruktur der 
marktmächtigen Postunternehmen 
sowie bei der Sicherstellung des Uni-
versaldienstes. Als besonders wichti-
ges Zukunftsthema schätzte er die 
Finanzierung des Universaldienstes 
und die Berechnung der Nettokosten 
der Universaldienstverpflichtung ein. 
Dazu gebe es bisher keine einheitli-
che Methode und wenig praktische 
Erfahrungen in den Mitgliedstaaten 
der EU. 

Fazit 
Die Konferenzteilnehmer zeigten sich 
einhellig begeistert vom abwechs-
lungsreichen Konferenzprogramm 
und den anregenden Diskussionen, 
die in den Vortragspausen in geselli-
gerer Runde gerne fortgesetzt wur-
den. Auch das Ambiente und schöne 
Umfeld der Hirschburg im Siebenge-
birge trugen zum Erfolg der Konfe-
renz bei. Das nächste Königswinter 
Postal Seminar wird im Frühjahr 2013 
wieder auf der Hirschburg stattfinden. 

Die Präsentationen des Seminars 
stehen auf der Homepage www.wik.org 
zum Download zur Verfügung . 

Sonja Thiele 

Nachrichten aus dem Institut  

WIK-Consult stellt Studie zu 
den europäischen Breit-
band-Leitlinien vor 
Die EU Kommission hat im Frühjahr 
dieses Jahres einen Reviewprozess 
für die europäischen Leitlinien für 
staatliche Beihilfeprogramme zum 
Ausbau von Breitbandnetzen initiiert. 
Diese Breitband-Leitlinien sind im 
September 2009 in Kraft getreten und 
sollen im Jahr 2012 in überarbeiteter 
Form verabschiedet werden. In die 
Anpassung der Leitlinien sollen zum 
einen Erfahrungen aus der Implemen-
tierung bereits notifizierter und ge-
nehmigter Förderprogramme, insbe-
sondere im Kontext von NGA-Netzen, 
einfließen. Zum anderen soll die 
Überarbeitung in angemessener Wei-
se technologische, regulatorische und 
marktliche Entwicklungen der letzten 
Jahre berücksichtigen. Im Rahmen 
des laufenden Reviewprozesses hat 

die EU Kommission WIK-Consult mit 
der Durchführung einer Studie beauf-
tragt, die auf empirisch und analytisch 
fundierter Basis Empfehlungen für die 
Überarbeitung der Breitband-Leitlinien 
ableiten soll. 

Die Vorstellung der aktuellen WIK-
Consult-Studie bildete den Mittelpunkt 
eines multilateralen Meetings mit Ver-
tretern der EU Kommission, der Mit-

Gremiums Eu-
ropäischer Regulierungsbehörden für 

 (BE-
REC) in Brüssel. Eröffnet wurde diese 
Veranstaltung durch Vorträge der 

Wettbewerb
der EU Kommission, in denen Erfah-
rungen aus der bisherigen Entschei-
dungspraxis bei Breitband-Beihilfe-
verfahren und die ersten Erkenntnis-
se einer öffentlichen Konsultation zu 
den Breitband-Leitlinien vorgestellt 
wurden. Nachfolgend veranschaulich-

Informations-

gesellschaft und Medien t-
schritte, die bei der Erreichung der 
Ziele der Digitalen Agenda in Europa 
bisher gemacht wurden. Im An-
schluss daran erläuterte BEREC in 
einem Kurzvortrag seine Überlegun-
gen zur Rolle nationaler Regulie-
rungsbehörden bei staatlichen Beihil-
feprogrammen zum Breitbandausbau. 

Breiten Raum nahm dann die Präsen-
tation und Diskussion der WIK-
Consult-Studie ein. Zunächst stellte 
Ralf G. Schäfer die Erkenntnisse vor, 
die das Projektteam aus der Analyse 
von 10 Fallstudien staatlicher Beihil-
feprogramme gewonnen hat. Dr. Karl-
Heinz Neumann erläuterte im weite-
ren Verlauf technologische Beson-
derheiten von NGA-Netzen und deren 
Implikationen für den Wettbewerb, 
insbesondere mit Blick auf den offe-
nen Zugang zu staatlich geförderten 
Infrastrukturen. Im dritten Teil der 
Präsentation referierte Dieter Eli-



16 Newsletter Nr. 85, Dezember 2011  

xmann über die Empfehlungen, die 
WIK-Consult der EU Kommission für 
die anstehende Überarbeitung der 
Breitband-Leitlinien vorgeschlagen 
hat. Zahlreiche Vertreter der Mit-
gliedsstaaten nutzen im Anschluss 
die Gelegenheit, die Empfehlungen 
von WIK-Consult zu kommentieren 
und länderspezifische Besonderhei-
ten bei der staatlichen Breitbandför-
derung zu thematisieren. 

Die Vorträge des mulilateralen Mee-
tings sowie die WIK-Consult-Studie 
werden von der EU Kommission vo-
raussichtlich im Dezember unter der 
Adresse 
http://ec.europa.eu/competition/consu
ltations/2011_broadband_guidelines/ 
im Internet bereitgestellt.  

WIK's Marcus gives keynote 
speech at Polish Presidency 
event 
On October 19 and 20, the Polish 
Presidency organised a conference 
"Perspectives for the development of 
the electronic communications market 
in the EU" in Warsaw. WIK Director J. 
Scott Marcus had the considerable 
honour of speaking at the event, and 
giving the closing keynote address. 

The Presidency of the Council of the 
European Union rotates among the 
27 EU Member States. Poland as-
sumed its duties on 1 July 2011, and 
retains the Presidency until the end of 
December 2011. 

It is not unusual for the Presidency to 
sponsor an event dealing with topical 
issues in public policy and regulation 
of electronic communications. These 
tend to be high level events where 
many of the attendees are deputy 
ministers, state secretaries, or heads 
or deputy heads of National Regulato-
ry Authroities (NRAs). High level at-
tendees at this event included not on-
ly representatives of the Member 
States, but additional relevant coun-
tries such as Russia, Switzerland, 
and Serbia. Neelie Kroes (European 
Commissioner for the Digital Agenda) 
was a keynote speaker, as were 
Chris Fonteijn (Chairman of BEREC), 

and Cezary Grabarczyk (Minister of 
Infrastructure for Poland).

This conference had two main 
thrusts: (1) the roll-out of the next 
generation networks (NGNs), and (2) 
radio spectrum for electronic commu-
nications services in the context of 
EU policies and the coordination be-
tween Member States and third coun-
tries. 

The sessions on NGN concentrated 
on the challenges of deploying Next 
Generation Access (NGA). Speakers 
included prominent experts from the 
Commission, the NRAs, govern-
ments, the EIB, and significant market 
participants. Particularly noteworthy is 
that the Commission took advantage 
of the occasion to announce the 
communications aspects of the Con-
necting Europe programme, which 
seeks to provide financial instruments 

European funding to support invest-
ment in fast and very fast broadband 
networks and pan-European digital 
services. 

Marcus's comments sought to put the 
migration to NGN into a broader con-
text. The challenges of funding NGA 
have enjoyed centre stage in recent 
years, but migration to NGN in the 
core of the network poses its own 
public policy challenges that may be 
just as important in the long run. As 
regards prospects for deployment and 
adoption of NGA (and for broadband 
in general), the situation in the Mem-
ber States is quite diverse, and poli-
cymakers may have a tendency to 
forget that some of the newer Mem-
ber States in the east have a less-
than-fully deployed fixed network, and 
yet at the same time enjoy substantial 
deployment of upgraded cable televi-
sion infrastructure - an alternative 
fixed network infrastructure that could 
potentially play a much greater role 
than many have appreciated in meet-
ing Digital Agenda for Europe NGA 
objectives. International comparisons 
can be instructive: one finds mainte-
nance of generally effective procom-
petitive remedies  in the EU as a 
whole; functional or structural separa-

tion (UK, New Zealand); maintenance 
of remedies of limited effectiveness 
on NGA (Japan); massive interven-
tion (Australia); and radical deregula-
tion (United States). Each has its own 
strengths and weaknesses, but Mar-
cus expressed a strong preference for 
the European approach. 

The second day concentrated on 
spectrum management issues, with 
speakers from the Commission, na-
tional governments and spectrum 
management authorities, the ECO, 
and market participants. The major 
thrust was in dealing with the digital 
dividend across the Member States. 
Cross-border harmonisation was an 
important consideration, not only 
among Member States but also with 
other countries adjacent to the EU. 
Recent progress in harmonisation 
discussions with the Russian Federa-
tion featured prominently in the dis-
cussions. 

At the close of the conference, a 
number of EU ministers of telecom-
munications adopted a joint declara-
tion on a better use of radio spectrum. 
The declaration was also adopted by 
non-EU states, including Montenegro, 
the former Yugoslav Republic of 
Macedonia, Norway, Russia, Switzer-
land, Serbia and Ukraine. 

Marcus's closing keynote address 
sought to pull together the many di-
verse themes regarding NGN, NGA 
and spectrum management that had 
been covered over the course of two 
days of intensive discussions. Con-
structive dialogue among the Member 
States and with Europe's near neigh-
bours, as enabled by this conference, 
clearly can play a positive role for all. 

Personalveränderungen 
Zum 15. November 2011 hat Herr 
Philip Pütz, Mitarbeiter in der Abtei-
lung Kostenmodell und Interne-
tökonomie, unser Institut verlassen. 
Wir wünschen unserem ehemaligen 
Kollegen für seine weitere berufliche 
Zukunft alles Gute und viel Erfolg. 

 
 

Wir wünschen allen unseren Lesern 
ein besinnliches Weihnachtsfest 

und ein erfolgreiches neues 
Jahr 2012 
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Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbeitern des In-
stituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten Forschungsprojekten. Folgen-
de Diskussionsbeiträge sind neu erschienen und können als pdf-
inkl. MwSt. bei uns bestellt werden.  

Nr. 359: Stephan Jay, Karl-Heinz Neumann, Thomas Plückebaum unter Mitarbeit von Konrad 
Zoz  Implikationen eines flächendeckenden Glasfaserausbaus und sein Subventionsbedarf 
(Oktober 2011) 
Die bisherigen Analysen wie auch die 
Einlassungen potenzieller Investoren 
haben gezeigt, dass ein flächende-
ckender Ausbau von Glasfasernetzen 
in Deutschland bei dem derzeit übli-
chen Entgeltniveau absehbar nicht 
profitabel sein kann. Das Ziel des in 
diesem Diskussionsbeitrag vorgestell-
ten Forschungsvorhabens ist die 
Analyse der ökonomischen Implikati-
onen und des Subventionsbedarfes 
eines flächendeckenden Glasfaser-
ausbaus in Deutschland mit relevan-
ten glasfaserbasierten Telekommuni-
kationsanschlussnetzen. 

Die Versorgung von 43 Millionen An-
schlüssen in Deutschland mit FTTB/H 
und ein Betrieb bei 70 % Penetration 
erfordert in einer Greenfieldbetrach-
tung Investitionen in Höhe von 70 bis 
80 Milliarden Euro. Die Unterschiede 
im Investitionsvolumen zwischen den 
modellierten Architekturen sind relativ 
gering. GPON erfordert die gerings-
ten Investitionen, aber GPON over 
P2P benötigt nur wenige Prozent 
mehr und P2P selbst nur etwa 5 % 
mehr. Der Grund für die geringen Un-
terschiede liegt darin, dass die Seg-

mente mit dem höchsten Investitions-
anteil Drop-Kabel, Hauszuführung 
und Inhausverkabelung in allen FTTH 
Architekturen identisch sind. Sensiti-
vitäten zeigen, dass die Mitnutzung 
existierender Leerrohre des deut-
schen Kupfernetzes  selbst wenn sie 
kostenlos ist - in den weniger dicht 
besiedelten Regionen nur begrenzte 
Einsparungen bringt, weil sie dort nur 
in geringem Maße verfügbar sind. 
Dieser Effekt könnte durch (kostenlo-
sen) Zugang zu anderen Infrastruktu-
ren vergrößert werden. 

Die Profitabilität von NGA hängt in 
kritischer Weise von der Penetration, 
also der Netzauslastung bzw. der 
Nachfrage nach Festnetzanschlüssen 
ab. Investoren müssen hohe Penetra-
tionsraten erzielen, die bei dem von 
uns unterstellten Vollausbau deutlich 
über 40 %, oft sogar bei 60 % und 
mehr liegen. Selbst bei hohen Penet-
rationsraten von 70 % sind die Kos-
ten in weniger dicht besiedelten Re-
gionen noch zu hoch, um bei markt-
üblichen Preisen einen profitablen 
Betrieb zu gestatten. Die Grenze des 
profitablen Ausbaus liegt daher je 

nach NGA-Architektur und Szenario 
zwischen 20 % und 45 % der deut-
schen Teilnehmer. Um die Flächen-
deckung dennoch zu erreichen, könn-
ten die Endkunden höhere Preise in 
Kauf nehmen. "Auf dem Land" müss-
te ein NGA-Anschluss dann bis zu 70 
Euro im Monat kosten. Alternativ ist 
denkbar, dass die Endkunden einen 
einmaligen Investitionsbeitrag leisten, 
der je nach Cluster zwischen wenigen 
Hundert bis über 2.000 
Gesamtvolumen einer externen Sub-
ventionierung dieser Zuschüsse liegt 
bei ungefähr 14 Milliarden Euro. 

Alternativ zur Preisdifferenzierung 
wäre auch eine Abgabe denkbar, die 
von allen NGA-Nutzern in gleicher 
Höhe eingesammelt wird. Die Höhe 
der Abgabe hängt entscheidend vom 
gewählten einheitlichen ARPU und 
der Penetration ab. Beim Basis-
Szenario mit 70 % Penetration und 
38 l-
le Kunden 6 
um den flächendeckenden Ausbau 
mit FTTH/P2P zu subventionieren. 

Nr. 360: Lorenz Nett, Ulrich Stumpf  Neue Verfahren für Frequenzauktionen: Konzeptionelle 
Ansätze und internationale Erfahrungen (November 2011) 
Seit Mitte der 90er Jahre werden 
Frequenzauktionen durchgeführt. In 
Europa fand die erste Frequenzaukti-
on in Deutschland statt. Dies war die 
ERMES-Auktion im Jahre 1996. An-
dere Länder in Europa, unter anderen 
Dänemark, Großbritannien, Öster-
reich, die Niederlande, Schweden 
und die Schweiz haben mittlerweile 
Frequenzen versteigert. Die Regulie-
rungsbehörde für Post und Telekom-
munikation (heute Bundesnetzagen-
tur für Elektrizität, Gas, Telekommu-
nikation, Post und Eisenbahnen) ent-
schied sich bereits damals für eine 
elektronische simultan-mehrstufige 
Auktion. Dieses Verfahren hat sich 
als weitgehend effektiv in der Anwen-
dung in Deutschland erwiesen und 
kann wohl zwischenzeitlich als der in 
den zurückliegenden 15 Jahren am 
häufigsten angewendete Versteige-

rungstyp zur Vergabe von Frequenz-
nutzungsrechten bezeichnet werden.  

In Deutschland wurde zur Frequenz-
vergabe bisher ausschließlich die 
Traditionelle Simultan-Mehrstufige 
Auktion (TSMA) als Vergabeverfah-
ren verwendet. Im Detail wurden je-
doch spezifische Ausgestaltungen 
des Designs der jeweiligen Vergabe-
situation angepasst. Hierbei wurden 
immer wieder innovative Elemente in 
das Auktionsdesign integriert. Das 
Festhalten an dieser Grundform des 
Auktionsdesign begründete sich aus 
Sicht der Bundesnetzagentur darin, 
dass der Wirkungsmechanismus des 
Designs sowie die tatsächlichen Er-
gebnisse mit den Zielsetzungen des 
Telekommunikationsgesetzes in Ein-
klang stand. In anderen Ländern ka-
men jedoch auch andere Auktions-
verfahren zur Anwendung. Hervorge-
hoben seien an dieser Stelle die mo-

difizierte simultan mehr-rundige Auk-
tion mit impliziten Wechselmöglichkei-
ten sowie kombinatorische Auktionen, 
in denen die Bieter nicht nur für ein-
zelne angebotene Frequenzpakete 
Gebote abgeben können, sondern 
explizit für ein Portfolio von Fre-
quenzpaketen bieten. Eine gewisse 
Popularität erlangte in der letzten Zeit 
die kombinatorische Clock-Auktion. 
Diese fand beispielsweise in Großbri-
tannien, den Niederlanden, Öster-
reich und Dänemark Anwendung und 
ist darüber hinaus auch das in der 
Schweiz intendierte Vergabefahren 
für die Versteigerung der Mobilfunk-
frequenzen im Jahre 2011. 

Ziel des vorliegenden Beitrages ist 
es, die angewandten bzw. geplanten 
Auktionsverfahren in Europa einer 
vergleichenden theoretischen und 
empirischen Bewertung zu unterzie-
hen. 
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Nr. 361: Alex Kalevi Dieke, Petra Junk, Martin Zauner  Qualitätsfaktoren in der Post-
Entgeltregulierung (November 2011) 
In Deutschland reguliert die Bundes-
netzagentur die Preise für einzelne 
Briefsendungen der Deutsche Post 
AG mittels eines Price-Cap-Ver-
fahrens. Preise bzw. Kosten und 
Qualität von Briefsendungen bedin-
gen sich dabei grundsätzlich gegen-
seitig. Einige EU-Mitgliedstaaten, 
z. B. Großbritannien oder Portugal, 
beziehen daher in ihrer Preisregulie-
rung Qualitätsfaktoren ein. Das deut-
sche Price-Cap-Verfahren berück-
sichtigt Qualitätsaspekte bisher nicht 
explizit. Dieser Diskussionsbeitrag 
stellt die Frage, ob und inwieweit 
Qualität in Price-Cap-Verfahren be-
rücksichtigt werden sollte. Er wertet 
Erfahrungen europäischer Regulierer 
mit Qualitätsfaktoren aus und leitet 
Empfehlungen für die Berücksichti-
gung von Qualität bei der Preisregu-
lierung in Deutschland ab.  

Die internationalen Erfahrungen zei-
gen, dass mit der Einführung eines 
Qualitätsfaktors unterschiedliche Zie-
le verfolgt werden, z.B. die Schaffung 
eines Anreizes zu Qualitätssteigerun-
gen, die Sicherung des bestehenden 
Qualitätsniveaus, die Vermeidung 
von Kosten- bzw. Qualitätsreduzie-
rungen zugunsten der Gewinnmarge 
oder Qualitätskontrolle im Allgemei-
nen. Die Faktoren werden unter-

schiedlich umgesetzt: Qualitätsfakto-
ren können sowohl als Bonus ausge-
staltet werden (z.B. in Belgien), der 
die Erreichung oder Übererfüllung 
von Zielvorgaben belohnt, als auch 
als Malus (z. B. in Portugal), der die 
Nichterreichung der Qualitätsstan-
dards bestraft. Die Qualitätsfaktoren 
in der Preisregulierung haben unter-
schiedliche Rechtsgrundlagen: Ge-
setze bzw. Managementverträge 
(Belgien), ministerielle Verordnungen 
(Italien), Vereinbarungen zwischen 
Regulierer und Incumbent (Portugal) 
oder Bedingungen in der Lizenz des 
Incumbent (Großbritannien). Die 
Laufzeit der regulierten Sendungen 
ist in allen untersuchten Ländern der 
wichtigste, und oft einzige, Indikator. 
In einigen ausländischen Beispielen 
steht jedoch der Mess-, Kontroll- und 
Berechnungsaufwand der Indikatoren 
in keinem Verhältnis zur sehr be-
grenzten Wirkung des Qualitätsfak-
tors innerhalb der Price-Cap-Formel.  

Für Deutschland raten wir von der 
Aufnahme eines Qualitätsfaktors in 
die Price-Cap-Formel ab. Während in 
den betrachteten Ländern die Quali-
tätssteigerung die Hauptmotivation 
für die Einführung von Qualitätsfakto-
ren war, ist Qualitätssteigerung per 
se in Deutschland kein Regulierungs-

ziel. Vielmehr dient die Qualitätsbe-
trachtung hier dazu, zu verhindern, 
dass Kosteneinsparungen zu Lasten 
der Qualität vorgenommen werden  
und die Preise in der Folge nicht 
mehr den Kosten entsprechen. Die-
ser Zusammenhang zwischen Kosten 
und Qualität kann u.E. effektiver 
durch Nebenbedingungen zu Preis-
entscheidungen berücksichtigt wer-
den, die diese unter Widerrufsvorbe-
halt stellen. Dies reduziert zum einen 
die Komplexität der Regulierung 
durch einen minimierten Planungs- 
und Kontrollaufwand und zum ande-
ren die Eingriffe in den Markt.  

Als Indikatoren für solche Nebenbe-
dingungen einer Price-Cap-Entschei-
dung empfehlen wir die Laufzeit so-
wie die Zustellhäufigkeit, weil diese in 
direktem Zusammenhang zu den 
Kosten der regulierten Leistung ste-
hen. Da die Bundesnetzagentur bis-
her keine direkte Möglichkeit zur Kon-
trolle der Brieflaufzeit hat, sollte zur 
Prüfung der Einhaltung der Qualitäts-
vorgaben eine Verpflichtung in die 
Entscheidung aufgenommen werden, 
regelmäßig über die Qualitätsperfor-
mance sowie die verwendeten 
Messmethoden an die Bundesnetza-
gentur zu berichten. 

Nr. 362: Gernot Müller  Die Bedeutung von Liberalisierungs- und Regulierungsstrategien für 
die Entwicklung des Eisenbahnpersonenfernverkehrs in Deutschland, Großbritannien und 
Schweden (Dezember 2011) 
Im deutschen Eisenbahnpersonen-
fernverkehrsmarkt sind die Verkehrs- 
und Betriebsleistung seit der Bahnre-
form fast unverändert geblieben, der 
Marktanteil neuer Wettbewerber 
stagniert bei deutlich unter 1 %, und 
viele Eintrittsversuche von alternati-
ven Anbietern waren allenfalls kurz-
fristig erfolgreich. Vor diesem Hinter-
grund verfolgt dieser Diskussionsbei-
trag das Ziel, in einer vergleichenden 
Analyse der ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen sowie der 
Marktgegebenheiten für Deutschland, 
Großbritannien und Schweden dieje-
nigen Faktoren zu identifizieren, die 
die Wettbewerbsintensität des Fern-
verkehrsmarktes besonders beein-
flussen. Die Untersuchungsergebnis-
se dienen dann als Grundlage für die 
Formulierung geeigneter Reform-
maßnahmen. 

Während der Wettbewerb im Hoch-
geschwindigkeitssegment bei positi-
ver Marktentwicklung gering bleiben 
wird, ist beim konventionellen Perso-
nenfernverkehr bei leicht rückläufiger 

Nachfrage mit Marktzutritten auf luk-
rativen Einzelstrecken zu rechnen. 
Neue Anbieter bemühen sich, Passa-
giere durch eine höhere Servicequali-
tät und niedrige Fahrpreise vom 
Incumbent abzuwerben. Im interregi-
onalen Fernverkehr sind Wachstum 
und nennenswerter Wettbewerb nur 
zu erwarten, wenn defizitäre Strecken 
ausgeschrieben werden.  

Als markante Marktzugangsschran-
ken zu identifizieren sind in allen 
Staaten ein Mangel an lukrativen 
Trassen auf aufkommensstarken 
Strecken, die schlechte Verfügbarkeit 
von Fahrzeugen, der intermodale 
Wettbewerb in Verbindung mit unzu-
reichend harmonisierten Wettbe-
werbsbedingungen sowie die Exis-
tenz von Größen-, Verbund- und 
First-Mover-Vorteilen der Incumbents. 
In Deutschland sehen Neueinsteiger 
auch die Ausgestaltung des Trassen-
vergabeverfahrens, die Anforderun-
gen an die Beantragung von Rah-
menverträgen und bestimmte Ele-
mente des Bahnstrompreissystems 

als Probleme an. In Großbritannien 
und Schweden werden die Beschrän-
kungen für Open-Access-Verkehre 
und Unzulänglichkeiten im Design der 
Ausschreibungsverfahren beklagt. 

Entscheidende Determinante für ei-
nen Zutritt zum Eisenbahnpersonen-
fernverkehrsmarkt ist die Rentabilität 
des geplanten Angebots. Eine Aus-
schreibung nicht kostendeckend zu 
betreibender interregionaler Fernver-
kehrsstrecken könnte auch in 
Deutschland die Wettbewerbsintensi-
tät erheblich steigern. Notwendige, 
aber nicht hinreichende Bedingungen 
für mehr Wettbewerb sind die Besei-
tigung von Zutrittsbeschränkungen für 
Open-Access-Verkehre sowie eine 
eigentumsrechtliche Entflechtung 
und/oder die Ausstattung der Regu-
lierungsbehörde mit umfassenderen 
Zuständigkeiten und Befugnissen, vor 
allem im Bereich der Infrastrukturzu-
gangs- und -entgeltregulierung. Aus-
reichende Kapazitäten bei der kon-
ventionellen Schienenwegeinfrastruk-
tur und die Verfügbarkeit kostengüns-
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tiger Fahrzeuge können den Markt-
zugang alternativer Anbieter zusätz-
lich fördern. Deshalb sollten Erweite-

rungs- und Ersatzinvestitionen in 
hochbelastete konventionelle Schie-
nenwege und Knotenpunkte stärker 

priorisiert sowie Maßnahmen zur 
Verbesserung der Funktionsfähigkeit 
der Fahrzeugmärkte ergriffen werden. 

Nr. 363: Wolfgang Kiesewetter  Die Empfehlungspraxis der EU-Kommission im Lichte einer 
zunehmenden Differenzierung nationaler Besonderheiten in den Wettbewerbsbedingungen: 
Das Beispiel der Relevante-Märkte-Empfehlung (Dezember 2011) 
Im Rahmen des Ziels der EU den eu-
ropäischen Binnenmarkt zu stärken 
sollen auch die Märkte für Telekom-
munikation stärker harmonisiert wer-
den. Zu diesem Zweck gibt die EU-
Kommission Empfehlungen heraus, 
welche von den einzelnen Mitglieds-
staaten weitestgehend zu befolgen 
sind. Der Fokus dieses Diskussions-
papiers liegt auf der Relevante-
Märkte-Empfehlung, welche gegen-
wärtig 7 vordefinierte Märkte (vormals 
18) enthält, welche für eine ex-ante 
Regulierung in Betracht kommen. 
Neben der Relevante-Märkte-
Empfehlung existieren noch weitere 
Harmonisierungsempfehlungen, die 
für mehr Konsistenz bei Regulie-
rungsmaßnahmen sorgen sollen 
(Terminierungsentgelte, getrennte 
Buchführung und Kostenrechnungs-
systeme sowie  Zugang NGA-
Netzen). Geplant sind zwei weitere 

Harmonisierungsempfehlungen zu 
Nicht-Diskriminierung und Kosten-
Methodologie für Zugangsprodukte. 

Allen Empfehlungen ist gemeinsam, 
dass sie Regulierungsansätze vor-
schreiben, welche von den Mitglieds-
staaten angewandt werden sollen, 
um einen höheren Grad an Harmoni-
sierung und Konsistenz zu erreichen. 
Betrachtet man die Ausgangslagen in 
den einzelnen Mitgliedsstaaten, so 
erkennt man allerdings zum Teil deut-
liche Unterschiede in der Netzabde-
ckung sowie den Wettbewerbsver-
hältnissen. Von daher besteht, je 
nach Wettbewerbslage, für die natio-
nalen Regulierungsbehörden die 
Notwendigkeit von den Empfehlun-
gen abzuweichen. Das Diskussions-
papier stellt die Relevante-Märkte-
Empfehlung in den Mittelpunkt.   

In dem Diskussionspapier geht es um 
die Frage, ob die Empfehlung den na-
tionalen Regulierungsbehörden ge-
nügend Freiraum einräumt, nationale 
Besonderheiten in ihren Marktanaly-
sen zu berücksichtigen. Im Rahmen 
dieses Diskussionsbeitrages wird zu-
nächst kurz die Relevante-Markt-
Empfehlung vorgestellt sowie der Ar-
tikel 7 Prozess mit den Interventi-
onsmöglichkeiten von Seiten der 
Kommission dargestellt. Im Weiteren 
werden anhand nationaler Fälle Ab-
weichungen von den Empfehlungen 
in Bezug auf  eine Deregulierung ein-
zelner Märkte beschrieben. Zum Ab-
schluss wird noch auf die Vor- und 
Nachteile nationaler Differenzierun-
gen versus Harmonisierung einge-
gangen und der Regulierungsrahmen 
gewürdigt.  

Nr. 364: Christine Müller, Andrea Schweinsberg  Vom Smart Grid zum Smart Market  Chan-
cen einer plattformbasierten Interaktion (Dezember 2011) 
Globale und nationale klimapolitische 
Zielsetzungen führen zu einer Sys-
temtransformation in Richtung eines 
Energiesystems mit einem hohen An-
teil erneuerbarer Energien. Dies hat 
weitreichende Implikationen. Insbe-
sondere die stochastische Einspei-
sung durch fluktuierende erneuerbare 
Energien sowohl lastfern (Offshore-
Wind) als auch dezentral (Onshore-
Wind, Photovoltaik) birgt neue Her-
ausforderungen. Um daraus resultie-
rende bidirektionale und volatile 
Energieflüsse insbesondere im Ver-
teilnetz auf effiziente Weise zu er-
möglichen, können intelligente Steu-
ermechanismen basierend auf Infor-
mations- und Kommunikationstechno-
logie (IKT) eingesetzt werden. Diese 
ist in der Lage, Informationen über 
einen erzeugungsgetriebenen, bidi-
rektionalen Energiefluss zu erfassen 
und durch eine kommunikative Ver-
netzung aller Wertschöpfungsstufen 
effizienter im Netz zu allokieren. Sie 
werden somit zum zentralen Wegbe-

gleiter für ein zukünftiges, CO2-armes 
Energiesystem. 

Durch eine IKT-basierte Verknüpfung 
der einzelnen Wertschöpfungsstufen 
besteht die Möglichkeit, dass neue 
Akteure in das System eintreten und 
innovative Geschäftsmodelle entste-
hen. Überdies können sich netzwerk-
artige, plattformbasierte Interaktions-
möglichkeiten zwischen den einzel-
nen Akteuren der Wertschöpfungs-
kette ergeben.  

Ziel dieses Diskussionsbeitrages ist 
es, die Interaktionsmöglichkeiten aus 
theoretischer und praktischer Sicht 
näher zu beleuchten. Im Ergebnis soll 
ein besseres ökonomisches und or-
ganisatorisches Verständnis neuer In-
teraktionsstrukturen im Energiesys-
tem geschaffen werden.  

Dazu wird aus theoretischer und 
praktischer Sicht analysiert, wie eine 
plattformbasierte Vernetzung der 
Wertschöpfungsstufen aussehen 
kann. Die Theorie der zweiseitigen 

Märkte bietet einen geeigneten Rah-
men, um die Interaktionen auf der 
Plattform zu beschreiben, ihr Muster 
zu verstehen und entstehende Netz-
werkeffekte zu analysieren. Im Fol-
genden wird untersucht, welche An-
sätze zur praktischen Ausgestaltung 
einer plattformbasierten Interaktion 
bereits vorliegen. Die Untersuchun-
gen orientieren sich an praktischen 
Erfahrungen aus den E-Energy Mo-
dellregionen. Bei allen Modellregio-
nen sind Marktplätze/Plattformen an-
gedacht bzw. werden bereits prakti-
ziert. Vier entsprechende Beispiele 
werden in diesem Diskussionsbeitrag 
vorgestellt und im Hinblick auf ihre 
unterschiedlichen Schwerpunktset-
zungen analysiert. Abschließend wird 
diskutiert, ob sich durch eine intelli-
gente, plattformbasierte Vernetzung 
der Wertschöpfungsstufen eine effizi-
entere Ressourcenallokation generie-
ren lässt. 
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